&E Caritas Wiirzburg

Sehr geehrte Damen und Herren,
liebe Ehrenamtliche und Helferkreise,

heute moéchten wir Sie gerne wieder Uber einige interessante Neuigkeiten informieren:

1. Austauschtreffen zum Thema Familiennachzug am 22. Februar 2018 im Matthias-
Ehrenfried-Haus

Am 22. Februar fand unser Austauschtreffen der Helferkreise zum Thema ,Familiennachzug
- Wiedersehen mit Hindernissen?” statt. Unser Referent Majd Agha Ali vom Biiro der IOM
(Internationale Organisation fur Migration) aus Berlin berichtete tUber die Arbeit der IOM und
die Unterstitzungsmaoglichkeiten, die die Organisation mit lhrem
Familienunterstiitzungsprogramm (FAP) Gefllichteten aus Syrien und dem Irak bieten kann.
Mit sechs Zentren in vier Landern und tGber 100 Mitarbeitern konnte die IOM schon fast
60.000 Syrern und Irakern beim Familiennachzug helfen. Wir erfuhren ebenso, dass es unter
anderem auch der Arbeit der IOM zu verdanken ist, dass die Wartezeit in den meisten
deutschen Auslandsvertretungen rund um Syrien und den Irak um mehrere Monate
gesunken ist.

Im Anschluss an seinen Vortrag nahm sich Herr Agha Ali ausflihrlich Zeit fir die Fragen der
Zuhorer und konnte nach der Veranstaltung im personlichen Gesprach sogar bei konkreten
Einzelfallen unterstitzen.

Die Prasentation zum Vortrag mit allen wichtigen Informationen rund um das FAP und mit
den wichtigsten Ansprechpartnern in Deutschland und in den Fluchtlandern ist dieser Mail
angehangt (PDF FAP PPP - Januar 2018 aktuell)

2. Informationsseiten zum Thema Familiennachzug

Zum Thema Familiennachzug gibt es auch auf folgenden Seiten hilfreiche Informationen:
Das Institut fir Menschenrechte beantwortet auf seiner Homepage haufig gestellte Fragen
zum Familiennachzug fur subsidiar Schutzberechtigte: http://www.institut-fuer-

menschenrechte.de/themen/asylflucht/fag-familiennachzug/#c21938. Allerdings sind hier die
neuesten Gesetzesentwicklungen noch nicht beriicksichtigt.

Der Informationsverbund Asyl & Migration hat fur den Themenbereich Familiennachzug eine
eigene Seite eingerichtet. Dort sind die wichtigsten Informationen zusammengefasst und
viele Materialien kénnen heruntergeladen werden. Die Seite kénnen Sie hier aufrufen:
https://familie.asyl.net/.

Ebenfalls empfehlenswert ist die privat betriebene Seite www.familiennachzug.net. Es gibt
dort einen E-Mail Verteiler, uber den sich Helferinnen und Helfer austauschen, zudem sind
viele Informationen und die ersten Schritte praxisnah dargelegt. Auch zu den
Besonderheiten einzelner Lander finden sich hier wichtige Hinweise.

3. Projekt ,,Beruflich anerkannt?!“ unterstiitzt bei der Integration in den Arbeitsmarkt
in Wiirzburg

Das gemeinsame Projekt von AGABY und MigraNet unterstitzt mit sogenannten
Talentscouts Geflichtete und Migranten bei der Integration in den Arbeitsmarkt. In der
Erstberatung wird zunachst die Situation der Ratsuchenden analysiert, dann werden
gemeinsam Schritte zur Anerkennung bisheriger Qualifikationen geplant. Gegebenenfalls
folgt dann auch eine langerfristige Laufbahnberatung oder es wird an die zustandigen
Stellen weitervermittelt. Ziel des Projektes ist es, den Ratsuchenden eine erste Orientierung
zu geben. Auch in Wirzburg kénnen sich Geflichtete und Migranten bei Elina Schnirer
jeden Mittwoch in der Geschéftsstelle des Auslander- und Integrationsbeirates (Zimmer Nr.
214, Ruckermainstr. 2 in 97070 Wirzburg) beraten lassen. Die Sprechzeiten in Wirzburg
sind von 10:00 bis 16:00 Uhr. Beratungen finden allerdings nur nach vorheriger telefonischer
Terminvereinbarung statt. Fir die Terminvereinbarung kann Frau Schnurer per E-Mail
elina.schnuerer@agaby.de oder unter der Telefonnummer +49 1741660395 erreicht
werden.



http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/themen/asylflucht/faq-familiennachzug/#c21938
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/themen/asylflucht/faq-familiennachzug/#c21938
https://familie.asyl.net/
http://www.familiennachzug.net/
mailto:elina.schnuerer@agaby.de

International Organization for Migration (IOM)

The UN Migration Agency
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@ Ausgangslage

IOM «OIM

Beweggriinde fiir die Kooperation zwischen Auswartigem Amt und IOM

* Signifikante Erhohung der Zahl der Schutzsuchenden

* Signifikante Erhohung der beantragten Familiennachzugsvisa

* Lange Wartezeiten auf Konsulatstermine

* Der Groliteil der Antrage war zum Zeitpunkt der Beantragung
unvollstandig

* Viele Antragssteller wurden von unseridsen Visaburos finanziell
ausgenutzt

Wartezeiten auf Konsulatstermine zu Beginn des Projekts

e Turkei: 9 Monate
e Libanon: 15 Monate

* Amman: 12 Monate
e Erbil: 24 Monate






@ Das Familienunterstiitzungsprogramm (FAP) fiir syrische
OM «OIM und irakische Familien
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@ 4 Lander, 6 Zentren, 100+ Mitarbeiter

IOM«OIM
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@ Ziele des Familienunterstutzungsprogramms

IOM «OIM

* Familien eine Alternative zu unsicheren und irregularen Wege zu
bieten, um zum anerkannten Fluchtling oder Asylberechtigten in
Deutschland nachzuziehen;

* Familien vor Fehlinformationen und Ausnutzung durch
skrupellose Vermittler schutzen;

* Familien durch Informationen in arabischer und kurdischer
Sprache bei der Beantragung eines Visums unterstutzen;

e DasVisumverfahren in Zusammenarbeit mit den deutschen
Auslandsvertretungen effektiver zu gestalten;

* Familien besser auf die ersten Schritte in Deutschland und die
Integration in die deutsche Gesellschaft vorzubereiten.





@ Auf den individuellen Rechten und Bediirfnissen, und dem

U Schutz der Antragssteller basierende Unterstiitzungsleistungen
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Integrationsklassen

IOM«OIM






Kinderbetreuung

aziantep, Turkei®






@ Aktivitaten des Familienunterstiitzungsprogramms

IOM «OIM

* Direkter Kontakt mit den Antragsstellern via Telefon/Skype
(235,000+ Anrufe), E-Mail (60,000+ gesendet) und Social Media
(41,000+ Facebook Follower)

* Flexible und robuste administrative Unterstlitzung der
deutschen Konsulatsteams

* Management von Terminlisten, Datenbereinigung,
Identifizierung von Duplikaten

 Koordination mit Auswartigem Amt, Sozialarbeitern und
Freiwilligen in Deutschland, NGOs, UNHCR

e Shuttle/Bus Service; administrative Unterstltzung der
Antragssteller in den Konsulaten

e Uberpriifung der Vollstindigkeit der Antragsunterlagen





@ Aktivitaten des Familienunterstiitzungsprogramms

IOM «OIM

 Unterstutzung bei der Legalisierung von Dokumenten

 Antragsannahme und Weiterleitung an das zustandige Konsulat
(im Irak und Libanon)

 Entgegennahme fehlender Antragsdokumente in Beirut

e Verifizierung von Verwandschaftsverhaltnissen durch DNA-Tests
* Hilfe bei der Buchung der Termine

* Integrationsklassen und Handbuch

* Priorisierung von unbegleiteten Minderjahrigen, medizinischen
Notfallen und Antragsstellern, welche bald die Altersgrenze
erreichen

 Kostenlose Vermittlung der Einreisevisa fur Irakisch-Kurdistan
(KRI) durch IOM





Integrationshandbuch auf Arabisch und Kurdisch
IOM e OIM

. How to Integrate in Germany
. Learning German
. Knowing & Protecting Your Rights

. Living Together

. Children
. Health
. Integrating Into the German Labour Market
. Moving Around Germany
Willkommen in . Shopping & Waste Management in Germany
1
Deutschland! . Religion
A Practical Integration Guide in Support ) ) )
of Family Reunification . Becoming an Active Member of German Society

: German Society & Migrants

@ . Emergency Contact Details

International Organization for Migration (IOM}
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. Integration Support Contacts






@ Das Familienunterstiitzungsprogramm in Zahlen

IOM«OIM

* 196,500+ Iraker und Syrer haben bisher die Leistungen des FAP in
Anspruch genommen

* Mehr als 58,000 irakische und syrische Familien wurden beim
Familiennachzug durch IOM unterstitzt

* Effektive Reduzierung der Wartezeiten auf einen Konsulatstermin
* In Erbil: von 24 Monaten auf unter 1 Monat
* In der Tlrkei: von 9 Monaten auf unter 2 Monate
* Im Libanon: von 15 Monaten auf momentan 6-7 Monate

* Annahme und Weiterleitung von mehr als 25,000 vollstandigen
Visumsantragen im Libanon und Irak





@ Anzahl der Besucher in den FAP Zentren: 95,184+

IOM«OIM
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@ Die neue Programmkomponente in Berlin

IOM«OIM

* Personliche Beratung zur Familienzusammenfiihrung in der
Auslanderbehorde Berlin (LABO)

* Jeden Donnerstag, 10-17 Uhr. Auf Arabisch, Englisch und Deutsch

* Telefonische Beratung

* Ansprechpartner fir alle Fragen zum Familiennachzug von Freien
Tragern, NGOs und Freiwilligen

e Kontakt mit IOM FAP Landerburos vereinfachen

* Informationen rund um den aktuellen Stand der rechtlichen
Entwicklungen zum Thema Familiennachzug

-> keine Rechtsberatung





@ Die neue Programmkomponente in Berlin

IOM«OIM

* Unterstlitzung bei der Terminvergabe fir alte Anfragen in Beirut
und Erbil (Anfragen vor August 2017) und falls sich der
Schutzstatus der Person in Deutschland verandert hat

* Unterstutzung bei der Terminbuchung fiir die deutschen
Botschaften in Amman und Beirut

* Priorisierung von unbegleiteten Minderjahrigen, medizinischen
Notfallen und Antragsstellern, welche bald die Altersgrenze
erreichen

* Unterstlitzung bei Hartefallverfahren von Minderjahrigen (§22 AufenthG)

* Logistische Unterstlitzung bei DNA-Tests zur Verifizierung von
Verwandtschaftsverhaltnissen





@ Unsere Kontaktdaten

IOM«OIM

* Beirut info.fap.lb@iom.int Tel: +961 4929111

* Istanbul info.fap.tr@iom.int Tel: 490 2124010250
* Gaziantep info.fap.tr@iom.int Tel: 490 3422110730
* Erbil info.fap.ig@iom.int Tel: +964 662111500
* Amman info.fap.jd@iom.int Tel: tba

* facebook.com/IOM.Family.Assistance.Programme
* Berlin info.fap.de@iom.int Tel: +49 151 176 604 42

* Personliche Beratung in der Auslanderbehdérde Berlin

* Friedrich-Krause Ufer 24, Haus A, 1. OG, Zimmer 166
(ohne Termin, jeden Donnerstag von 10-17 Uhr)





e XY
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4. Erfahrungsaustausch der lagfa Bayern e.V. fiir Ehrenamtliche in der
Sprachférderung von Asylbewerbern am 22. Marz 2018 in Bamberg

Am Donnerstag den 22. Marz 2018 findet um 18:00 Uhr in beim Migrationssozialdienst der
AWO Bamberg (Schillerplatz 14 in 96047 Bamberg) ein Austauschtreffen fiir Ehrenamtliche
statt, die in der Sprachférderung von Asylbewerbern tatig sind. Gemeinsam sollen
Anregungen und hilfreiche Tipps ausgetauscht und die Frage ,Wie laufts bei Ihnen?*
beantwortet werden. Die Teilnahme ist kostenfrei und auch Fahrkosten kdnnen bis zu 40,- €
erstattet werden. Veranstalter ist die lagfa Bayern e.V. Weitere Informationen und das
Anmeldeformular finden Sie angehangt. (PDF Einladung Bamberg 22.03.2018 & DOC
Anmeldebogen Bamberg 22.03.2018).

e X

2018 und am 15. Mai 2018

Die Jugendbildungsstatte Unterfranken bietet drei Workshops an, in denen innerhalb von
drei Stunden jeweils einzelne Aspekte von Vielfalt und Begegnung mit gefliichteten
Jugendlichen in der Jugendarbeit thematisiert werden. Am 24. Marz 2018 wird von 09:00 bis
12:00 Uhr das Thema sprachsensible Jugendarbeit im Mittelpunkt stehen, von 13:00 bis
16:00 Uhr wird dann thematisiert, wie religidse Vielfalt in der Jugendarbeit als Chance
wahrgenommen werden kann. Am 17. Mai 2018 findet aul’erdem ein Workshop zur
kulturellen Pragung statt. In den Workshops sind in der Regel Gefliichtete selbst als
Experten miteingebunden. Die Teilnahme ist kostenlos, es wird aber um eine Anmeldung bis
zu einer Woche vor der Veranstaltung gebeten. Falls Sie interessiert sind, finden Sie alle
weiteren Informationen im angehangten Flyer (180324 _Flyer-Praxisimpulse-2018).

6. Fachtag ,,Padagogik zwischen Islam, Islamfeindlichkeit und Islamismus‘“ am 28.
Juni 2018 in Miinchen

,Kennen Sie die Lebenswelten von muslimischen Jugendlichen? Was wissen Sie Uber die
Bedeutung von Religion fiir Muslime? Wie Iasst sich mit Jugendlichen dartber sprechen?”
Das sind Fragen auf die der Fachtag am 28. Juni 2018 in Miinchen eingehen will.
Fachkraften und ehrenamtliche Mitarbeitende in der Sozialen Arbeit, insbesondere der
Kinder- und Jugendhilfe kdnnen sich dort Gber folgende Themen informieren:

e Lebenswelten von Jugendlichen und Ausdrucksformen muslimischer Religiositaten;

e Diskriminierungserfahrungen von muslimischen Jugendlichen;

e Handlungskompetenzen von padagogischen Fachkraften;

e Optionen zur Pravention religids begrindeter Radikalisierung.

Aufgrund der sehr hohen Nachfrage findet der Fachtag bereits zum zweiten Mal statt. Die
Teilnahmegebihr betragt 55,- € und Anmeldungen sind bis zum 18. Mai 2018 maoglich. Alle

wichtigen Daten und auch die Mdglichkeit zur Anmeldung sind im beigefligten PDF
ersichtlich (paedagogik_islam_2018_06_28).

Y

7. F.A.Q. — hédufig gestellte Fragen an der Schnittstelle Gewaltschutz und Flucht

In dieser Broschire werden Fragen rund um das Thema Gewaltschutz gefllichteter Frauen

und Madchen beantwortet. Angefangen bei aufenthaltsrechtlichen Fragen, Uber das Ehe-

und Familienrecht und die medizinische Versorgung bis zur Beratung und konkreten

MaRnahmen zum Gewaltschutz werden alle wesentlichen Bereiche in der Broschiire

behandelt Herausgeber sind Frauen gegen Gewalt e.V. und die Frauenhauskoordinierung
(PDF FAQ_Gewaltschutz_Flucht Wessel_Frings).
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SPRACHE SCHAFFT CHANCEN

Ehrenamtliche Sprachférderung

fur Asylbewerber Ia gfa baye rn e.V.

Erfahrungsaustausch oder "Wie lauft’s bei lhnen?"
"Ehrenamtliche Sprachforderung von Asylbewerbern"

Wann? Donnerstag, 22. Méarz 2018 von 18:00 bis 21:00 Uhr in Bamberg
Wo? Migrationssozialdienst der AWO Bamberg (Schillerplatz 14 in 96047 Bamberg)

Sehr geehrte Ehrenamtliche und Kollegen*innen,

zu diesem Austauschtreffen am 22. Marz 2018 mochten wir Sie sehr herzlich willkommen heiRen.
Nutzen Sie die Chance, sich im Plenum Uber ihre ehrenamtliche Arbeit auszutauschen oder sich lber
lokale Strukturen rund um den Asyl- und Fliichtlingsbereich zu informieren.

Moderation: Frau Ursula Erb

Vorgesehener Ablauf und Inhalte:
18:00 Uhr: Beginn (die Anreise ist ab 17:30 Uhr moglich)
e Begriifung durch Frau Ursula Erb und Vorstellung des Projekts "Sprache schafft Chancen"
e Tipps und Best-Practice-Beispiele
e Austausch und Diskussion: Klarung offener Fragen, Erfahrungsaustausch, Anregungen,
Netzwerkaufbau zu anderen Ehrenamtlichen, Kennenlernen lokaler Strukturen vor Ort und
vieles mehr
e  Fir Verpflegung wird gesorgt
21:00 Uhr: Ende und Abreise

Bitte nutzen Sie fiir Ihre Anmeldung das dafiir vorgesehene Anmeldeformular im Anhang der Mail
oder im Internet unter www.lagfa-bayern.de/termine-aller-tagungen-fortbildungen-austauschtreffen

Anmeldeschluss ist der 15. Marz 2018

Veranstaltungsort (Informationen zur Anreise entnehmen Sie bitte der nachsten Seite):
Migrationssozialdienst der AWO Bamberg: Schillerplatz 14 in 96047 Bamberg

Sonstiges:

Das Austauschtreffen ist flr Sie kostenfrei. Die Veranstaltungs- und Verpflegungskosten werden von
lagfa bayern e.V. Glbernommen. Fahrtkosten zu diesem Austauschtreffen kbnnen von uns gegen
Vorlage des Originalbelegs bis zu einer maximalen Hohe von EUR 40,00 erstattet werden.

Es freut sich auf Ihr Kommen

Ursula Erb
Projektleiterin

»SPRACHE SCHAFFT CHANCEN« Vertretungsberechtiger Vorstand

lagfa bayern e.V. Karlheinz Sélch, Dr. Gaby von Rhein, Doris Hibner
Tel: 0821/20 71 48-0 = Fax: 0821/20 71 48-29 USt. ID 103/109/71419
sprachfoerderung@lagfa-bayern.de Zustandiges Registergericht:

www.lagfa-bayern.de Amtsgericht Augsburg VR 200576



mailto:sprachfoerderung@lagfa-bayern.de

http://www.lagfa-bayern.de/

http://www.lagfa-bayern.de/termine-aller-tagungen-fortbildungen-austauschtreffen



Wegbeschreibung

Migrationssozialdienst der AWO Bamberg
Schillerplatz 14 in 96047 Bamberg

Heumarkt

Naturkunde-

g R msm“g"‘ o markt o e,
4 i e @ o

o ~ Commerzbank Schiffahrismuseun

Otto-Friedrich-l

°

Z Karstadt Bamberg 3 Bamberg
; H&M g o,
% CRA ¢
(,,, %, Universitdtsmuseum o o X 8 C8
: 46,'? ®  Islamische Kunst Kath, Pfarramt St. Martin & <
© 200wt
gy g
e <
=] s,
; a G

Bamberger % iy Q

Krippenmuseum

o X Am Kranen

Sammiung
Ludwig Bamberg

Fortunata Brunnen Schonleinsplatz

g8 Y - Ber
® Ketol ** Stadtgalerie Bamberg @ "4 3 bl
Bamberger Dom g Racions gontrumSod @ Amitsgericht |
,Schnumpvan 14
=]
a | A Jur P"r:\.
¢ %
=
a 2
s : :
/\ul:_‘\wv:‘hhto o 9
»SPRACHE SCHAFFT CHANCEN« Vertretungsberechtiger Vorstand
lagfa bayern e.V. Karlheinz Sélch, Dr. Gaby von Rhein, Doris Hibner

Tel: 0821/20 71 48-0 = Fax: 0821/20 71 48-29 USt. ID 103/109/71419

sprachfoerderung@lagfa-bayern.de Zustandiges Registergericht:
www.lagfa-bayern.de Amtsgericht Augsburg VR 200576
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Anmeldung zum Austauschtreffen „Sprachförderung für Asylbewerber“ in Bamberg (Oberfranken) am Donnerstag, 22. März 2018

Bitte senden Sie diesen Anmeldebogen ausgefüllt per Email an: sprachfoerderung@lagfa-bayern.de

Hiermit melden wir verbindlich folgende Person/en an für das Austauschtreffen beim Migrationssozialdienst der AWO Bamberg (Schillerplatz 14 in 96047 Bamberg) am 22. März 2018:

		

		

		



		1. Vor- und Nachname

		Email-Adresse

		Telefon





		

		

		



		2. Vor- und Nachname

		Email-Adresse

		Telefon





		Lokale Initiative/Träger
(falls vorhanden)

		



		PLZ/Ort:

		



		E-Mail-Adresse:

		



		Telefon:

		





		Ort, Datum

		Unterschrift





Aus organisatorischen Gründen bitten wir um eine Anmeldung bis spätestens zum 15. März 2018!

Bitte geben Sie uns umgehend Bescheid, wenn Ihre Teilnahme nach Anmeldung nicht möglich ist unter sprachfoerderung@lagfa-bayern.de  oder unter der Handynummer 0177/6632149 (Frau Ursula Erb).
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Hilfe Haltung Handwerkszeug

Hilfe

e Thematisieren von Angsten, Vorbe-
halten und Herausforderungen

e Aufgreifen von bestehenden Fragen,
Sorgen, Problemen

e Umgang mit internationaler Vielfalt
trainieren

e Erarbeiten von Sicherheit und Hand-
lungskompetenz

Entwicklung einer eigenen Position
und Handlungskompetenz in Bezug
auf die eigene Befremdung, Rassis-
mus und Diskriminierung

Handwerkszeug
e Methoden fir die Praxis

Die Angebote werden in Zusammenarbeit
mit dem Expertenpool

angeboten. In der Regel sind Gefliichtete als
Expert*innen in unsere Qualifizierungen
eingebunden.

ansprechpartner:

gotz kolle

bildungsreferent grenzenlos
goetz.kolle@jubi-unterfranken.de
0931 730410-34

Qualifizierungsangebot

Unsere Praxis-Impulse thematisieren
innerhalb von drei Stunden jeweils
einzelne Aspekte von Vielfalt und
Begegnung mit gefliichteten Jugendli-
chen in der Jugendarbeit.

Zielgruppe
Fachkrafte + Ehrenamtliche
in der Jugendarbeit

Ort

Jugendbildungsstatte Unterfranken,
Berner Str. 14, 97084 Wiirzburg
Raum Accra

Die Teilnahme ist kostenfrei

Fiir Kaffee (+ ggf. Mittagessen)
ist gesorgt

Anmeldung
jeweils bis zu einer Woche
vor der Veranstaltung unter:

Tel: 0931 730 410-34
oder per Email an:
goetz.kolle@jubi-unterfranken.de

jugendbildungsstatte unterfranken

jugendbildungsstitte Berner Str. 14 | 97084 Wiirzburg
powercdbymigaton  unterfranken www.jubi-unterfranken.de

SANNNNY
Praxis-Impulse 2018

far die Jugendarbeit

Sprachsensible Jugendarbeit
Sa. 24.03.2018 9:00-12:00Uhr

Religiose Vielfalt
Sa. 24.03.2018 13:00-16:00Uhr

Kulturelle Pragung
Di. 17.05.2018 14:00-17:00Uhr

/\

i1 grenzenlos

(D mobilitat erfahren



https://fluchtperspektive.wordpress.com/

mailto:jarka.simmering@jubi-unterfranken.de



Sprachsensible Jugendarbeit

Samstag, 24.03.2018 9:00-12:00Uhr

Sprachbarrieren werden am hdufigsten als
Herausforderung in der Arbeit mit gefliichte-
ten Jugendlichen genannt.

Eine sprachsensible Jugendarbeit kann sich
auf verschiedene Sprachen und Sprach-
kompetenzen einstellen, Frustration und
Missverstandnisse vermeiden und Kommu-
nikation herstellen.

Der Praxis-Impuls informiert Uber wichtige
Grundlagen, um Verstandnis & Verstandi-
gung trotz Sprachbarrieren zu erméglichen.

Inhalte:

e Nonverbale Kommunikation nutzen

e Umgang mit Sprachen in der Gruppe

e Das eigene Deutsch verstandlich machen

e Visualisierung nutzen fiir Informationen,
Bildung, Rdume & Offentlichkeitsarbeit

e Methoden & Praxishilfen

& FLUCHTLINGE

BBZ]R FrWEHIlEN

Unterfranken Ein Aktionsprogramm des BJR

Bezirksjugendring

Religiose Vielfalt

Samstag, 24.03.2018 13:00-16:00Uhr

In der Jugendarbeit kénnen uns Religionen
beim Grillabend, beim Sport, beim Feiern
von Festen und in der gemeinsamen Zeit-
planung begegnen. Religiése Bedlirfnisse zu
missachten kann mitunter zu schweren Ver-
letzungen oder Konflikten fiihren.

Gerade in einer Gesellschaft, die sich selbst
als sakularisiert wahrnimmt, l6sen religiose
Bediirfnisse und offentliche Bekenntnisse
Unverstandnis und Widerstiande aus. Me-
dienbilder haben uns vielleicht verunsichert
und verangstig. Oft fehlt es auch an Wissen
Uber z.B. den Islam und die Vielfalt der
muslimischen Glaubenspraxis.

Der Praxis-Impuls moéchte helfen, die Reli-
gionsvielfalt in der Jugendarbeit als Chance
und Lernmoglichkeit wahrzunehmen.

Inhalte:

o Welche Rolle spielt der Glauben?

e Religiose Vielfalt als Chance & Heraus-
forderung

e Umgang mit religiosen Bedirfnissen

e Methoden & Praxishilfen

Kulturelle Pragung

Dienstag, 17.05.2018 14:00-17:00Uhr

Mit Menschen aus anderen Léndern werden
oft andere Kulturen verbunden. Kulturen
scheinen uns zu erkléren, wie die Menschen
ticken und warum sie so und nicht anders
handeln. Daran ist einiges richtig und vieles
gefdhrlich falsch.

Von der breiten Offentlichkeit kaum wahr-
genommen, hat es in der Wissenschaft in
den letzten Jahrzehnten eine radikale Neu-
interpretation der Begriffe Kultur und Iden-
titat gegeben. So geht man heute davon
aus, dass jede*r von mehreren Kulturen
gepragt wird. Menschen in eine kulturelle
Schublade zu stecken wird namlich der
Realitat nicht gerecht und macht die inter-
nationale Begegnung auch nicht einfacher.

Aber was tun, wenn mich Verhalten be-
fremdet oder wenn ich das Gefiihl habe,
missverstanden zu werden?

Inhalte:

e Kurzinput: Kultur & Identitat

e Rolle von kulturellen Orientierungen
e Umgang mit verschieden Pragungen
e Unterschiede thematisieren

e Methoden & Praxishilfen
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Padagogik zwischen Islam,
Islamfeindlichkeit und Islamismus
Hilfen fur die pAdagogische Praxis

Fachtag fur Fachkrafte und ehrenamtliche
Mitarbeitende in der Sozialen Arbeit,
insbesondere der Kinder- und Jugendhilfe

Islam und Muslime gehdren zu Deutschland.
Aber welche Bedeutung hat Religion eigentlich fir
Muslim*innen? Was heif3t ,halal“ und ,haram“?
Wie lasst sich mit Jugendlichen darlber
sprechen?

Und: Wie unterscheide ich zwischen Provokation
und einer moglichen salafistischen Ideologi-
sierung? Das sind Fragen, die sich viele
padagogische Fachkréfte taglich stellen.

Der Fachtag beschaftigt sich mit Religiositat und
Identitaten von Muslim*innen in Deutschland,
Islamfeindlichkeit sowie Islamismus und Dschiha-
dismus.

Ziele der Fortbildung sind: Kennenlernen der
Lebenswelten von Jugendlichen und Ausdrucks-
formen muslimischer Religiositaten,
Sensibilisieren fur Diskriminierungserfahrungen,
Fordern der Handlungskompetenzen von
padagogischen Fachkraften und Aufzeigen der
Optionen zur Pravention religids begrindeter
Radikalisierung.

Tagungsleitung

Ablauf
ab 9.00 Uhr Ankommen/BegruRungskaffee

9.30 Uhr m Gibt es ,den” Islam?
m Lebenswelten von Jugendlichen

12.00 Uhr Mittagspause mit Imbiss
13.00 Uhr m Attraktivitdt von Salafismus
14.30 Uhr Kaffee-/Teepause

14.45 Uhr m Pravention / padagogischer
Umgang im Kontext von Islam,
Islamfeindlichkeit und Islamismus

16.30 Uhr Ende der Veranstaltung

Referent*in

Organisatorisches

verbindliche Anmeldung

Anmeldeschluss: 18. Mai 2018

SkF Landesverband Bayern e.V.
Bavariaring 48, 80336 Miinchen

Tel.: 089/538860-0, Fax: 089/538860-20
E-Mail: landesverband@skfbayern.de

Uberweisung der Teilnahmegebiihr

Serpil Dursun

padagogische Mitarbeiterin und Projekt-
koordinatorin, ufug.de, Fachstelle zur Pravention
religios begrindeter Radikalisierung in Bayern,
Augsburg

Irmtraud Eckart

wissenschaftliche Mitarbeiterin und Projekt-
koordinatorin, ufug.de, Fachstelle zur Pravention
religits begriindeter Radikalisierung in Bayern,
Augsburg

Termin

Bitte Giberweisen Sie die Teilnahmegebihr von

65 Euro (Mitarbeiter*innen des SkF 55 Euro) unter
Angabe von Namen und Verwendungszweck
»Islampadagogik auf das Konto:

LIGA Bank eG
IBAN: DE58 7509 0300 0002 1375 42
BIC: GENODEF1MO05

Getranke-, Imbiss und ggf. Unterlagen sind im
Tagungsbeitrag enthalten.

Rucktrittsmeldungen

Mit der verbindlichen schriftlichen Anmeldung wird
die Teilnahmegebuhr féllig. Stornierungen missen
schriftlich erfolgen.

Bei Stornierungen nach Anmeldeschluss wird der

volle Tagungsbeitrag fallig.

Hinweis zum Datenhandling

Franziska Meszaros
Sozialwissenschaftlerin,
SkF Landesverband Bayern e.V.

28. Juni 2018

Tagungsort

KKV Hansa Haus, Brienner Str. 39, Miinchen

Mit der Unterschrift auf der Anmeldung erklért sich

die/der Anmeldende damit einverstanden, dass:

= Name, Einrichtung und Ort an alle Kurs-
teilnehmer in Form einer Teilnehmerliste
ausgehandigt wird.

= die Angaben aus der Anmeldung zum Zweck
der Organisation und Abwicklung der
Veranstaltung EDV-maRig erfasst werden.



mailto:landesverband@skfbayern.de
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Absender:
Titel /Vorname/ Name*
An den Funktion
Sozialdienst katholischer Frauen o .
Landesverband Bayern e.V. Einrichtung
Bavariaring 48 Abteilung*
80336 Miinchen Stral3e*
PLZ / Ort*
Tel*
Fax: 089 / 538860-20
Fax*
E-Mail*

* erforderliche Angaben fur die Abwicklung

0 wenn moglich, bitte vegetarisches Essen

Verbindliche ANMELDUNG zum Fachtag
Mit den Anmeldebedingungen erkléare ich mich einverstanden.
Die Bedingungen fur einen Rucktritt sind mir bekannt.

Thema: Padagogik zwischen Islam, Islamfeindlichkeit und Islamismus
Termin: 28. Juni 2018 Anmeldeschluss: 18. Mai 2018
Beginn: 9:30 Uhr Ende: ca. 16:30 Uhr

Veranstaltungsort: KKV Hansa Haus, Brienner Str. 39, Miinchen
Eine Wegbeschreibung erhalten Sie mit der Anmeldebestatigung.

Ort/Datum Unterschrift
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F.A.Q. - hdufig gestellte Fragen an der Schnittstelle Gewaltschutz und Flucht

F.A.Q. - HAUFIG GESTELLTE
FRAGEN AN DER SCHNITTSTELLE
GEWALTSCHUTZ UND FLUCHT

Das F.A.Q. beantwortet Fragen rund um das
Thema Gewaltschutz gefliichteter Frauen und
Madchen. Am Anfang steht ein Glossar zur Kla-
rung zentraler Begriffe und deren Konsequen-
zen fir gefliichtete Frauen. Das Glossar wird
auf den Webseiten von bff und FHK bei Bedarf
erganzt oder aktualisiert.

Anschlielend folgen viele Fragen, die zehn
Ubergeordneten Themen zugeordnet sind. Ein
paar der Fragen sind mehrmals aufgefiihrt, weil
diese zu verschiedenen Themen gehéren.

Wichtig ist zu beachten, dass sich rechtliche Re-
gelungen in dem Bereich oft verdndern. Dieses
F.A.Q. gibt den Stand von November 2017 wie-
der.
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Glossar:
Aufenthaltsbeendigung/Ausreiseverpflichtung
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Ausweisung

Schutzstatus

Internationaler Schutz:

1. Asyl- und aufenthaltsrechtliche Regelungen
1.1 Welche Rechte und Pflichten bestehen wihrend eines Asylverfahrens?
1.2 Was sind Verfahren nach der Dublin Ill-Verordnung?

1.3 Was sind die Unterschiede zwischen Duldung,
verschiedenen Aufenthaltstiteln und Schutzstatus?

1.4 Was ist besonders bei (gewaltbetroffenen) Frauen,
die aus sogenannten sicheren Herkunftsstaaten kommen?

1.5 Was bedeutet es, wenn ein Asylantrag als ,,offensichtlich unbegriindet* abgelehnt wird?

1.6 Was ist der Unterschied zwischen Wohnsitznahmeverpflichtung,
Wohnsitzauflage und Residenzpflicht?
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Soziale Rechte von Gefllichteten
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Glossar

GLOSSAR:

Aufenthaltsbeendigung/
Ausreiseverpflichtung

Grundsatzlich bedarf jeder Aufenthalt einer Per-
son aus einem Staat, der nicht zur Europadischen
Union gehdrt einer Erlaubnis. Die Person ist zur
Ausreise verpflichtet, wenn die Erlaubnis zum
Aufenthalt nach einer Zeit ablduft oder durch
eine negative Entscheidung tiber die Erteilung
oder Verlangerung einer Aufenthaltserlaub-
nis endet, oder zum Beispiel ein Asylverfahren
endgiiltig, rechtskraftig negativ abgeschlossen
wird.

Nicht immer bedeutet dies gleichermal3en, dass
eine Person auch sofort das Land verlasst bzw.
verlassen kann. Manchmal scheitert die Ausrei-
se an tatsachlichen oder rechtlichen Hindernis-
sen, so zum Beispiel weil ein Pass zur Ausreise
fehlt, weil sich die Person im Mutterschutz be-
findet und deshalb nicht reisen kann, weil das
Herkunftsland keinen Flughafen hat oder aus
anderen Griinden. In diesen Fallen wird der Per-
son eine Duldung ausgestellt. Die Duldung ist
kein Aufenthaltstitel. Die Duldung bescheinigt
lediglich, dass die Person zwar zur Ausreise ver-
pflichtet ist, diese Ausreiseverpflichtung aber
derzeit nicht durchgesetzt werden kann.

Abschiebung

Abschiebung ist der Vollzug der Ausreisever-
pflichtung. D.h. einer Abschiebung geht in je-
dem Fall eine Entscheidung voraus, mit der der
Aufenthalt beendet oder nicht weiter verlangert
wird. AuRerdem ist die Person in den allermeis-
ten Fallen zundchst aufzufordern, freiwillig das
Land zu verlassen und damit ihrer Ausreisever-
pflichtung nachzukommen. Erst wenn die Per-
son nicht freiwillig ausreist, kann die Behdrde
die zwangsweise Riickfiihrung vorbereiten und
durchfiihren und abschieben.

Ausweisung

Im Unterschied zur Abschiebung, mit der die
Aufenthaltsbeendigung behdrdlich  durchge-
setzt wird, wird mit der Ausweisung allein ein
etwaiges Aufenthaltsrecht entzogen und ein
Wiedereinreiseverbot statuiert.

Ausgewiesen wird eine Person, wenn festge-
stellt wurde, dass ihr Aufenthalt in der Bundes-
republik Deutschland die 6ffentliche Sicherheit

und Ordnung oder sonstige erhebliche Interes-
sen des Staates beeintrachtigt. Dies wird dann
angenommen, wenn die Person in erheblicher
Weise oder wiederholt mit bestimmten Taten,
insbesondere unter anderem mit Delikten ge-
gen das Betdubungsmittelgesetz oder mit Straf-
taten gegen die sexuelle Selbstbestimmung,
strafffallig wird.

In jedem Fall muss die Behérde oder bei Anfech-
tung der Entscheidung das Gericht fiir den kon-
kreten Einzelfall abwagen, ob das Interesse der
Bundesrepublik daran, dass die Person das Land
verldsst, starker wirkt als deren Bleibeinteresse.
Hierbei sind insbesondere die ,Verwurzelung'in
Deutschland und der Aufenthaltsstatus von Be-
deutung.

Eine Person die ausgewiesen wurde, muss
nicht zwingend das Land verlassen bzw. wird
nicht zwingend abgeschoben. Wenn sie z.B. als
Flichtling anerkannt wird und feststeht, dass
ihr in ihrem Herkunftsland Folter oder men-
schenrechtswidrige Behandlung droht, wird
sie auch dann in der Regel nicht abgeschoben,
wenn sie sich hier (erheblich) strafbar gemacht
hat. Es wird ihr dann jedoch auch keine Aufent-
haltserlaubnis erteilt. Vielmehr bleibt eine sol-
che Person oftmals dauerhaft auf dem Status
einer Duldung.

Schutzstatus

Bei jedem ,,Asylantrag® (Schutzantrag) wird
vom Bundesamt in dem folgenden Asylverfah-
ren in absteigender Reihenfolge gepriift:

* ob die Person asylberechtigt im Sinne des
Art 16 a des Grundgesetzes ist

e als Fliichtling nach der Genfer Fliichtlings-
konvention anzuerkennen ist (§ 3 AsylG)

e ihr subsididrer Schutz zugesprochen wer-
den muss (§ 4 AsylG)

¢ oder andere Abschiebeverbote hinsichtlich
ihres Herkunftsstaates bestehen (§ 60 Abs.
5 und Abs. 7 S. 1 AufenthG).

Internationaler Schutz:

Der Begriff internationaler Schutz kommt aus
dem europaischen Flichtlingsrecht. Sowohl
der Flichtlingsschutz als auch der subsididre
Schutz werden dort beide als internationaler
Schutz bezeichnet.





1. Asyl- und aufenthaltsrechtliche Regelungen

1. ASYL- UND AUFENTHALTSRECHTLICHE REGELUNGEN

1.1 Welche Rechte und Pflichten bestehen
wahrend eines Asylverfahrens?

Grundlegende Informationen zu asyl- und
aufenthaltsrechtlichen ~ Regelungen,  zum
Asylverfahren, aber auch zur Familienzu-

sammenfiihrung oder besonders vulnerab-
ler Gruppen Gefliichteter, finden sich auf
der Webseite der GGUA Flichtlingshilfe:

http://www.ggua.de/aktuelles/

Folgende Zusammenstellung von Arbeitsmate-
rialien zu Rechten und Pflichten wahrend des
Asylverfahrens ist hilfreich fir die Beratung und
Unterstlitzung gefllichteter Frauen:

e Ratgeber fir Gefliichtete in Berlin 2017:
http://www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/
pdf/ratgeber.pdf

 Arbeitshilfen von Asylnet zum Aufenthalts-
und Flichtlingsrecht:
http://www.asyl.net/index.php?id=329

e Basisinformationen von Asylnet zum Asyl-
verfahren, zu Rechten und Pflichten von
Asylsuchenden und zu Dublinverfahren:
http://www.asyl.net/arbeitshilfen-pu-
blikationen/arbeitshilfen-zum-aufent-
halts-und-fluechtlingsrecht/basisinformati-
onen.html

e Arbeitshilfe Paritat: Grundlagen des Asyl-
verfahrens (2016):
http://www.der-paritaetische.de/fileadmin/
user_upload/Publikationen/doc/Broschue
A4_Asylverfahren AUFL4 2016_web FI-

NAL.pdf

e Erstinfos fiir Asylsuchende des Fliichtlings-
rats Niedersachsen (2015):
https://www.nds-fluerat.org/wp-content/
uploads/2014/01/erstinformationen_bro-
schuere ste auflage WEB DEU-2.pdf

e Arbeitshilfen und Infromationen zu Leis-
tungsanspriichen wahrend des Asylver-
fahrens der Bundesweiten Arbeitsgemein-
schaft der Psychosozialen Zentren fiir
Fliichtlinge und Folteropfer e.V. (BAfF):
http://www.baff-zentren.org/veroeffentli-
chungen-der-baff/rechtliches/

1.2 Was sind Verfahren nach der Dublin IlI-
Verordnung?

Unter folgendem Link finden Sie Basisin-
formationen zum Dublinverfahren (2015):
http://www.asyl.net/fileadmin/user_upload|re-
daktion/Dokumente/Publikationen/Basisinfor-
mationen/Basisinf 2 Dublin_fin.pdf

1.3 Was sind die Unterschiede zwischen
Duldung, verschiedenen Aufenthaltstiteln
und Schutzstatus?

Nachfolgend sind Arbeitshilfen zur Duldung,
verschiedenen Aufenthaltstiteln sowie Schutz-
status des Paritatischen Gesamtverbandes zu-
sammengestellt:

e Arbeitshilfe Paritdt: Grundlagen des Asyl-
verfahrens, S.24:
http://www.der-paritaetische.de/fileadmin/
user_upload/Publikationen/doc/Broschue
A4 _Asylverfahren AUFL4 2016 _web FI-

NAL.pdf

1.4 Was ist besonders bei
(gewaltbetroffenen) Frauen, die aus
sogenannten sicheren Herkunftsstaaten
kommen?

Das Besondere fiir Gefliichtete und somit auch
fir von Gewalt betroffene gefliichtete Frauen
aus sogenannten sicheren Herkunftsstaaten ist,
dass die Bundesrepublik aufgrund einer Bewer-
tung der Lage in dem jeweiligen Land grund-
satzlich davon ausgeht, dass in diesen Landern
keine politische Verfolgung oder menschen-
rechtswidrige Behandlung stattfindet.

Die sogenannten sicheren Herkunftsldnder wer-
den in einer Liste, die Anlage des Asylgesetzes
ist, aufgefiihrt. Die Liste wird alle zwei Jahre
Uberpriift. Derzeit (Stand September 2017) ge-
héren dazu: die Mitgliedstaaten der Europadi-
schen Union, Albanien, Bosnien und Herzego-
wina, Ghana, Kosovo, Mazedonien, ehemalige
jugoslawische Republik Montenegro, Senegal,
Serbien (AsylG, Anlage Il zu § 29 a). Daraus folgt
die Vermutung fiir jede aus diesen Ldndern
stammende Person, dass sie dort nicht verfolgt
wird und ihr Asylantrag wird daher regelmaRig
als ,,offensichtlich unbegriindet abgelehnt. Die
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gefliichtete Person muss nun in einem deutlich
verkdirzten Verfahren Tatsachen und Beweismit-
tel vorlegen, dass ihr, abweichend von der Ver-
mutung, doch Verfolgung droht. Dies bedeutet
insbesondere, dass der Vortrag der Verfolgung
sehr konkret und detailliert erfolgen muss und
sich noch weniger als sonst schon auf die allge-
mein schwierige Situation im Herkunftsland be-
schranken darf.

Uber Schutzgesuche von Personen aus soge-
nannten sicheren Herkunftsstaaten soll in ei-
nem ,,beschleunigten Verfahren (§ 30 a AsylG)
binnen Wochenfrist vom Bundesamt entschie-
den werden.

Es gibt weitere Einschrénkungen fiir Personen
aus sogenannten sicheren Herkunftsstaaten
die Unterbringung betreffend. Unter anderem
sind fir sie eigene besondere Erstaufnahme-
einrichtungen vorgesehen, in denen sie fiir die
Dauer des Asylverfahrens und ggfls. bis zur Aus-
reise leben miissen. Die Betroffenen kénnen
in ihrer Bewegungsfreiheit eingeschrankt wer-
den, wenn sie Rechtsmittel gegen eine negative
Asyl-Entscheidung einlegen, indem ihnen eine
Residenzpflicht auferlegt wird. Oftmals werden
sie auch mit einem Arbeitsverbot belegt und
ihnen kénnen Leistungen gekiirzt werden. Wie
schnell und strikt von diesen Sanktionsmaf¢nah-
men Gebrauch gemacht wird, ist von Bundes-
land zu Bundesland unterschiedlich. Noch ha-
ben nicht alle Bundesldnder diese gesetzlichen
Vorgaben umgesetzt, so dass es praktisch noch
nicht immer zur Anwendung dieser Regelungen
kommt. In welchen Fillen geschlechtsspezifi-
sche Gewalt bei gefliichteten Frauen aus so-
genannten sicheren Herkunftsstaaten als Asyl-
grund gelten gemacht werden kann, wird in der
Frage 2.1 beantwortet.

1.5 Was bedeutet es, wenn ein Asylantrag
als ,,offensichtlich unbegriindet
abgelehnt wird?

Die Entscheidung als ,,offensichtlich unbegriin-
det“ (also die Ablehnung des Asylantrags) be-
deutet einen erheblich eingeschrédnkten Rechts-
schutz und weitere Einschrankungen beim
Verbleib in Deutschland.

Bei einer Entscheidung des Asylbegehrens als
»offensichtlich unbegriindet muss dagegen
Klage innerhalb von nur einer Woche erhoben
werden. Die Klageerhebung fiihrt aber anders
als bei einer Ablehnung als ,,einfach unbegriin-
det nicht automatisch dazu, dass bis zum Ab-
schluss des Klageverfahrens fiir die Frau alles so
bleibt wie bisher.

Vielmehr kann die Auslanderbehérde wahrend
des laufenden Klageverfahrens die Frau auffor-
dern, an der Beschaffung von Reisedokumen-
ten fiir eine Abschiebung mitzuwirken und im
Extremfall sogar die Frau in ihr Herkunftsland
abschieben.

Um dies zu vermeiden, muss zusatzlich zur Kla-
ge ein Eilrechtsschutzantrag gestellt werden. In
diesemmiissen bereits die Verfolgungsgeschich-
te und daraus resultierende Verfolgungsfurcht
vollstandig und ausfiihrlich vorgetragen und be-
griindet, sowie Beweise vorgelegt werden. Dies
bedeutet unmittelbar nach Erhalt der negativen
Entscheidung binnen Wochenfrist einen enor-
men Arbeitsaufwand und damit eine schwer zu
nehmende Hiirde. Erschwerend kommt hinzu,
dass in den meisten Fallen die Erfolgsaussichten
sehr gering sind.

1.6 Was ist der Unterschied zwischen
Wohnsitznahmeverpflichtung,
Wohnsitzauflage und Residenzpflicht?

Ab der Stellung eines Asylantrages besteht
fir Asylsuchende in der ersten Zeit eine Regle-
mentierung ihrer Freiziigigkeit. So sind sie ver-
pflichtet, an einem bestimmten Ort zu wohnen
(Wohnsitznahmeverpflichtung) und auch in
ihrer Bewegungsfreiheit (Residenzpflicht) be-
schrankt.
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Residenzpflicht

Die Residenzpflicht gilt vom Tag der Asylantrag-
stellung fir regelmdRig drei Monate, anderer-
seits langstens so lange die Person verpflichtet
ist, in einer Aufnahmeeinrichtung zu wohnen.
Residenzpflicht bedeutet, dass die betreffende
Person nicht ohne Erlaubnis der zustandigen
Behorde die Stadt oder den Landkreis verlassen
darf.

Fir die Wahrnehmung eines Termins bei einer
Behdrde oder einem Gericht, bei dem das per-
sonliche Erscheinen erforderlich ist, bedarf es
keiner vorherigen Erlaubnis zum Verlassen des
zugewiesenen Aufenthaltsortes.

Nach drei Monaten endet die Residenzpflicht
und die Person kann in ganz Deutschland reisen
und unterwegs sein und auch bei Freund_innen
Gbernachten.

Wohnsitznahmeverpflichtung (nicht
»Wohnsitzauflage, siehe dazu unten)

Mit der Wohnsitznahmeverpflichtung wird Asyl-
suchenden fiir das gesamte Asylverfahren vor-
geschrieben, an welchem Ort sie ihren festen
Wohnsitz haben, also leben und registriert sein
missen. Die Wohnsitznahmeverpflichtung gilt
wie die Residenzpflicht vom ersten Tag an.

In der Regel fiir die ersten sechs Wochen langs-
tens aber bis sechs Monate gilt zusatzlich, dass
die Asylsuchenden in einer Erstaufnahmeein-
richtung wohnen missen. Auch nach Umzug in
eine private Wohnung oder in Gemeinschafts-
unterkiinfte besteht weiter die Verpflichtung,
in einem bestimmten Landkreis oder kreisfreien
Stadt zu wohnen.

Besondere Regeln gelten unter anderem fiir
Personen aus sogenannten sicheren Herkunfts-
staaten.

Bei den sogenannten sicheren Herkunftsstaa-
ten handelt es sich um Lander, von denen der
Gesetzgeber annimmt, dass dort aufgrund ei-
nes demokratischen Systems und der allgemei-
nen politischen Lage eine politische Verfolgung
generell nicht zu befiirchten ist und dass der
jeweilige Staat grundsatzlich auch vor nicht-
staatlicher Verfolgung schiitzen kann. Die so-
genannten ,,sicheren Herkunftslander werden

in einer Liste, die Anlage des Asylgesetzes ist,
aufgefiihrt. Die Liste wird alle zwei Jahre Uber-
prift. Derzeit (Stand September 2017) gehoren
dazu: die Mitgliedstaaten der Europadischen Uni-
on, Albanien, Bosnien und Herzegowina, Ghana,
Kosovo, Mazedonien, ehemalige jugoslawische
Republik Montenegro, Senegal, Serbien (AsylG,
Anlage Il zu § 29 a).

Mit Ausnahme der EU-Blrger_innen unter ih-
nen sind diese Personen verpflichtet, fir die
Dauer ihres Asylverfahrens in der fir ihre Auf-
nahme zustandigen Aufnahmeeinrichtung zu
wohnen. Wird ihr Asylantrag als ,,offensichtlich
unbegriindet oder ,,unzuldssig‘ abgelehnt, gilt
dies sogar bis zu ihrer Ausreise. Wahrend dieser
Zeit dirfen sie nicht arbeiten und das in ihrer
Aufenthaltsgestattung genannte Gebiet vori-
bergehend nur dann verlassen, wenn sie eine
Erlaubnis vom Bundesamt erhalten.

Wohnsitzauflage

Schlief3lich gibt es seit dem letzten Jahr (2016)
noch die Wohnsitzauflage nach § 12 a Aufent-
haltsgesetz. Diese gilt nicht wahrend der Dauer
des Asylverfahrens, sondern danach. D.h. aner-
kannten Fliichtlingen wird damit vorgeschrie-
ben, dass sie fiir die Dauer von drei Jahren nach
Anerkennung in dem Bundesland wohnen blei-
ben miissen, das auch fir ihr Asylverfahren zu-
standig war. Fliichtlinge kénnen also nach ihrer
Anerkennung nicht mehr einfach in ein anders
Bundesland umziehen. Das Gesetz ermdglicht
dariiber hinaus auch noch konkret zu bestim-
men, in welcher Kommune die betreffende Per-
son ihren Wohnsitz nehmen muss. Wegen der
Aufnahme eines Studiums, einer Ausbildung
oder einer Arbeit oder aus einem anderen wich-
tigen Grund wie zum Beispiel Gewalt und eine
notwenige Flucht in ein Frauenhaus in einer an-
deren Kommune oder einem anderen Bundes-
land kann die Streichung der Wohnsitzauflage
beantragt und bewirkt werden.

Weitere Informationen

e Arbeitshilfe zur Wohnsitzregelung nach §
12a AufenthG auch fir anerkannte Fliichtlin-
ge: Praxistipps und Hintergriinde
http://www.der-paritaetische.de/publika-
tionen/migration-und-flucht/?tx_news
pi1%5Bnews%5D=62&cHash=811c280f-
6ba06143daf6ff724461ffc91
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e Arbeitshilfe des Paritdtischen zu Wohnsit-
zauflage und Umzug:
https://www.nds-fluerat.org/wp-content/
uploads/2017/02/Brosch%C3%BCre-Wohnsit-
zauflage-2C2%A712-AufentG.pdf

e Fact Sheet des Fliichtlingsrat Niedersach-
sen zur Wohnsitzauflage:
https://www.nds-fluerat.org/wp-content/
uploads/2017/02/Fact-Sheet-%C2%A712-a-Auf-

entG.pdf

1.7 Wie ist das Verhaltnis zwischen
Auslanderbehérde und BAMF und was sind
die jeweiligen Zustandigkeiten?

Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge
(BAMF)

Das Bundesamt fiir Migration und Flichtlinge
(BAMF) ist dem Bundesinnenministerium unter-
stellt. Das BAMF ist zustandig fiir die Durchfiih-
rung des Asylverfahrens, das heifst fir die for-
male und inhaltliche Priifung des Asylantrags.
Das BAMF hat in jedem Bundesland mindestens
eine Aufenstelle. Die Antragsstellung erfolgt
persénlich. Beim BAMF bzw. einer AuRenstelle
erfolgt auch die persénliche Anhérung im Asyl-
verfahren.

Beim BAMF werden persdnliche Daten und Fin-
gerabdriicke der Asylsuchenden aufgenommen
und gespeichert. Die Daten werden in die euro-
pdische Datenbank EURODAC eingespeist und
zunachst wird abgeglichen, ob nach der Dublin
[lI-Verordnung ein anderes europdisches Land
fir das Asylverfahren zustandig ist. Falls nicht,
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ist Deutschland und somit das BAMF fiir das
Asylverfahren zustandig.

AuRerdem gibt es in jedem Bundesland mehrere
Erstaufnahmeeinrichtungen (EAEs). EAEs sind
oft an BAMF-Aul3enstellen angedockt.

Auslanderbehoérden

Auslanderbehérden sind Landesbehérden oder
kommunale Behérden. Die Auslanderbehérden
sind zustandig fir die Umsetzung aufenthalts-
rechtlicher Regelungen (gemafl Aufenthaltsge-
setz). Dazu zahlt der Vollzug von Entscheidun-
gen in Asylverfahren, das heil3t Gestattung von
Umzligen, Erteilung von Arbeitserlaubnissen,
Regelungen des Aufenthalts nach positiven Ent-
scheidungen, aber auch die Umsetzung von Aus-
weisungen und Abschiebungen. Im Anschluss
an ein positiv entschiedenes Asylverfahren sind
die Auslanderbehdérden an die Entscheidung des
BAMF gebunden. D.h. sie erteilen Aufenthalts-
und Niederlassungserlaubnisse fiir anerkann-
te Asylberechtigte, Flichtlinge und subsidiar
Schutzberechtigte laut der gesetzlichen Vorga-
ben. Bei allen anderen Migrant_innen also z.B.
auslandischen Studierenden, Hochschulabsol-
vent_innen, Arbeitende, Familienangehérige
etc. sind die Ausldnderbehérden die Entschei-
dungstrager.

Die Auslanderbehérden stellen fiir den Zeitraum
des Asylverfahrens auch die Aufenthaltsgestat-
tungen sowie wahrend des Dublinverfahrens
oder nach endgiiltigem negativem Ausgang des
Asylverfahrens die Duldungen aus.
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2. GESCHLECHTSSPEZIFISCHE GEWALT ALS ASYLGRUND

UND IM ASYLVERFAHREN

2.1 Inwiefern kann geschlechtsspezifische
Gewalt als Anerkennungsgrund des
Asylantrags bzw. als Abschiebeverbot/
Hartefall geltend gemacht werden?

Auf welche geschlechtsspezifischen
Gewaltarten bezieht sich die
entsprechende Regelung?

Geschlechtsspezifische Gewalt kann im Flucht-
kontext in unterschiedlichen Situationen statt-
finden, was zu jeweils sehr unterschiedlicher
Beriicksichtigung im Asylverfahren in Deutsch-
land fihrt:

Geschlechtsspezifische Verfolgung im
Herkunftsland

Zur Zuerkennung der Flichtlingseigenschaft
oder des subsididren Schutzstatus kann nur
erlittene Gewalt oder geschlechtsspezifische
Verfolgung im Herkunftsland fiihren. Denn ,,ein
Flichtling ist laut dem Wortlaut der Genfer
Flichtlingskonvention eine Person, die sich ,,aus
der begriindeten Furcht vor Verfolgung wegen
ihrer ,Rasse‘!, Religion, Nationalitat, Zugehorig-
keit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder
wegen ihrer politischen Uberzeugung auRer-
halb des Landes befindet, dessen Staatsange-
horigkeit sie besitzt, und den Schutz dieses Lan-
des nicht in Anspruch nehmen kann oder wegen
dieser Befiirchtungen nicht in Anspruch neh-
men will.“ Es geht also um eine Verfolgung im
Herkunftsland. Unter Verfolgung werden auch
Formen geschlechtsspezifischer Gewalt gefasst.

Die Verfolgung aufgrund des Geschlechts wur-
de im Laufe der Auslegung und weiteren Kon-
kretisierung der Verfolgungsgriinde der Genfer
Flichtlingskonvention dem Verfolgungsgrund
der ,,Zugehdrigkeit zu einer bestimmten sozia-
len Gruppe‘ zugeordnet. Zundchst stand dabei
die Verfolgung von Frauen aufgrund genderspe-
zifischer Merkmale im Fokus. Zur fliichtlingsrele

1 Der Begriff Rasse wird hier verwendet, da er in Gesetzestexten
genutzt wird. Zur Kritik daran siche zum Beispiel:
https://heimatkunde.boell.de/2008/11/18/zur-problematik-des-be-
griffs-rasse-der-gesetzgebung und http://www.institut-fuer-men-
schenrechte.de/fileadmin/user upload/Publikationen/Policy Paper/
policy paper 10 und welcher rasse gehoeren sie an.pdf

vanten geschlechtsspezifischen Verfolgung ge-
hort an erster Stelle die ausgetibte sexualisierte
Gewalt durch Angehorige staatlicher Strukturen
in Ausiibung ihrer Staatsgewalt im Herkunfts-
land (u.a. Folter, Vergewaltigung in Polizeihaft
oder im Gefdngnis). AuRerdem gehdren hier-
her Verfolgungsmalinahmen des Staates gegen
Frauen, die allein an das Geschlecht anknipfen.

Hierzu gehoéren u.a. etwa die Genitalbeschnei-
dung, Zwangsverheiratung, die Gefahr wegen
vermeintlicher ,westlicher Pragung der Frau-
en‘?. Geht die Verfolgung nicht von Angehdrigen
der staatlichen Strukturen selber aus, sondern
von Ehemannern, Nachbarn, anderen Perso-
nen aus der Gemeinschaft etc., muss neben der
Feststellung der Erheblichkeit der Verfolgung in
einem zweiten Schritt festgestellt werden, dass
der Staat und seine Organe nicht willens oder
nicht in der Lage sind, vor dieser Verfolgung zu
schiitzen.

Die Rechtsprechung ist allerdings uneinheit-
lich. So kommen die Gerichte z.B. bei Zwangs-
verheiratung von der Feststellung eines Ab-
schiebehindernisses bis zur Zuerkennung der
Flichtlingseigenschaft zu allen méglichen Ent-
scheidungsabstufungen.

Wichtig fir von Verfolgung Betroffene ist, dass
die Feststellung von Fliichtlingsschutz oder Ab-
schiebehindernissen grundsatzlich eine indivi-
duelle Einzelfallentscheidung ist und grobe Ver-
allgemeinerungen nicht méglich sind.

Auch wenn es z.B. die Rechtsprechung gibt,
welche die ,starke Verwestlichung? einer Frau
aus einem Land wie Afghanistan als eine Verfol-
gungsgefahr erkennt, gilt dies zum einen nicht
fiir alle Gerichte und kommt es zum anderen auf
die jeweilige Person an, fir die dies zu entschei-
den ist.

Ebenfalls unter das Verfolgungsmerkmal ,,Zuge-
horigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe*

2 Der Begriff ist von der Rechtssprechung gepragt.

3 Oberverwaltungsgericht Luneburg, Urteil vom 21.09.2015, - 9 LB
20/14; Urteil des VG Munchen vom 14.08.2007 - M 23 K 07.50455;
Urteil des Asylgerichtshof Osterreich vom 09.03.2012, Az: C2
422385-1/2011/8E
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gehoren inzwischen unstreitig die Verfolgung
von LSBTl aufgrund ihrer sexuellen Orientierung
oder ihrer geschlechtlichen Identitat.

Geschlechtsspezifische Gewalt auf der
Flucht/ im Aufnahmestaat

Geschlechtsspezifische Verfolgung auf der
Flucht oder im Aufnahmestaat hingegen kann
nicht zur Flichtlingsanerkennung fiihren. Sie
kann aber, wenn sie zu einer starken physischen
und/oder psychischen Verletzung der betroffe-
nen Person fihrt, die ein (Uber)Leben im Her-
kunftsland unméglich macht, dazu fiihren, dass
ein Abschiebeverbot festzustellen ist und der
betroffenen Person eine Aufenthaltserlaubnis
erteilt wird.

2.2 Haben Gewaltschutzanordnungen
Auswirkungen auf das Asylverfahren?
Wenn ja, welche?

Grundsatzlich ist es erst einmal so, dass Gewalt-
schutzanordnungen keinen direkten Einfluss auf
das Asylverfahren haben. In dem Asylverfahren
geht es in erster Linie um die Beurteilung der Si-
tuation im Herkunftsland.

Wie bereits oben mit der Frage ausgefiihrt,
kann aber die Gewalttatigkeit des Ehepartners
das Asylverfahren einer Frau dahingehend be-
einflussen, dass darin méglicherweise ein hinzu-
kommendes Abschiebehindernis fiir die gewalt-
betroffene Frau begriindet liegt. Bewertet wird
dann, ob die Gewalttatigkeit des Partners oder
der Umstand, dass diesem z.B. die gemeinsamen
Kinder (voriibergehend) entzogen wurden oder
werden, eine Verfolgung bei einer unterstellten
Rickkehr ins Herkunftsland bedeuten kann.
Beispielsweise wenn im Falle der Trennung die
Kinder nach dem Recht des Herkunftsstaates
zur Familie des Mannes gehdren und die Frau,
die mit den Kindern vor dem Mann gefliichtet
ist, durch die Familie des Mannes bedroht wird.

Dies ist aber nur fiir den konkreten Einzelfall zu
beantworten und kann nicht pauschalisiert wer-
den.

Nicht nur bei einer langerfristigen Trennung,
sondern gerade auch im Falle einer Gewaltschut-
zanordnung sollte unbedingt daran gedacht
werden, dass die Asylverfahren der Eheleute ge-
trennt werden (kénnen). Hierzu ist es sehr wich-
tig, vorher anwaltlichen Rat einzuholen.
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2.3 Was passiert im Falle einer Trennung,
wenn der Aufenthaltsstatus von (Ehe-)
Partner_innen abhangig ist?

Im Falle einer Trennung muss zundchst im Ein-
zelfall genau geklart werden, welchen Aufent-
haltsstatus die Eheleute haben, ob beide sich
oder eine_r von beiden noch im Asylverfahren
befinden oder ob bereits ein Schutzstatus zuge-
sprochen wurde.

Weiter ist zu priifen, ob der Aufenthalt — in un-
seren Fallen meist der der Frau - vom Zusam-
menleben bzw. der Ehe mit ihrem Ehepartner
abhangt. Es gibt verschiedene Konstellationen:

* Zundchst kann die Frau Familienfllichtlings-
schutz als Ehefrau erhalten, d.h. sie ist auf-
grund der familidren Einheit als Fliichtling
anerkannt. Dann ist zu priifen, ob sie ,,nur‘
ihrem Ehemann gefolgt und keine eigenen
Fluchtgriinde bzw. keine eigenen, indivi-
duellen Verfolgungsgriinde hat. Wenn sie
aufgrund der Verfolgung ihres Ehepartners
Familienfllichtlingsschutz erhalten, kann
sich eine Trennung erheblich auf ihren eige-
nen Aufenthalt auswirken.

e Gleiches gilt, wenn eine Frau tiber den Fa-
miliennachzug zu ihrem als Fliichtling aner-
kannten Ehepartner nachgezogen ist und
eine Aufenthaltserlaubnis aus familidaren
Griinden hat. Dann kann sich eine Trennung
erheblich auf ihren eigenen Aufenthalt aus-
wirken. Im schlimmsten Fall kann sie ihren
Aufenthalt verlieren.

Es ist demnach im Falle einer Trennung zu pri-
fen, ob die Frau doch eigene Verfolgungsgriinde
hat, die sie méglicherweise gar nicht geltend ge-
macht hat oder ob die Trennung mdglicherwei-
se einen neuen Grund fiir ein Abschiebehinder-
nis darstellt (siehe oben 2.2).

Oftmals kann die Trennung als solche oder der
im Herkunftsstaat vorgesehene Verbleib der
Kinder beim Vater ein neuer Grund fir z.B. ein
Abschiebehindernis sein. Diese Frage sollte im
Einzelfall in einer sachkundigen Rechtsberatung
geklart werden.

Nochmal anders ist die Situation, wenn gemein-
same Kinder da sind, die (ber den anerkannten
Vater Flichtlingsschutz haben. Dann kann auch
die getrennte Frau ihren Aufenthalt iber die
Ausiibung der Sorge ihren Aufenthalt sichern.





3. EHE- UND FAMILIENRECHT

3.1 Wie ist die familienrechtliche
Situation im Asylverfahren
(Aufenthaltsbestimmungsrecht, Sorge-
und Umgangsrecht, Unterhalt bei
Trennung)?

In familienrechtlichen Streitigkeiten gibt es
grundsdtzlich zundchst keine Besonderheiten
fir Personen, die sich im Asylverfahren befin-
den. So kann jede Person im Asylverfahren beim
Familiengericht einen Antrag auf Aufenthaltsbe-
stimmungsrecht, auf Sorgerecht und Umgang,
auf Unterhalt und auf Gewaltschutz stellen.
Inhaltlich kann es zum Teil zu Schwierigkeiten
kommen, weil sich aufgrund der verschiedenen,
aber jedenfalls nicht deutschen Staatsangeho-
rigkeiten der Betroffenen oft Fragen nach dem
anzuwendenden Recht stellen.

Solche Fragestellungen entsprechen zugleich
denen anderer nichtdeutscher Paare bzw. Fami-
lien.

Zusatzlich ist bei Paaren und Familien, die sich
noch im Asylverfahren befinden, zu beachten
und zu kldren, ob die Asylverfahren getrennt
werden und was das fiir die Vertretungsbe-
rechtigung der Kinder bedeutet. Wenn sich also
z.B. die Frau trennt und die Kinder mitnimmt,
musste hier eigentlich die alleinige Vertretungs-
befugnis fir das Asylverfahren - alle Belange
die Kinder betreffend - als Teil des Sorgerechts
beantragt werden. Oder im entgegengesetzten
Fall misste beantragt werden, dass die Frau
auch Uber Entscheidungen, die ihre Kinder be-
treffen, informiert wird, selbst wenn sie keinen
Einblick mehr in das Verfahren ihres Ehemannes
hat. Hier schaffen vielfach das BAMF, Rechtsan-
wadlt_innen oder auch die Verwaltungsgerichte
Fakten, die familienrechtlich auf wackeligen Fi-
Ben stehen.

3.2 Wird eine Ehe, die in einem anderen
Land geschlossen wurde, in Deutschland
anerkannt?

Ehen, die im Ausland geschlossen wurden, miis-
sen in Deutschland grundsdtzlich nicht extra
anerkannt werden. Es kann ein Antrag auf Be-
urkundung der Ehe im Eheregister gestellt wer-
den, wenn einer der Ehepartner_innen deut-
sche_r Staatsbiirger_inist.

3. Ehe- und Familienrecht

Die Voraussetzungen fir eine EheschlieBung un-
terliegen dem Recht des Herkunftsstaates. Eine
im Herkunftsstaat geschlossene Ehe ist auch
in Deutschland giiltig und wird hier anerkannt,
wenn zum Zeitpunkt der EheschlieBung die
materiell-rechtlichen EheschlieBungsvorausset-
zungen (z.B. Ledigkeit, Mindestalter) fiir beide
Partner nach ihrem jeweiligen Heimatrecht vor-
lagen und die Ehe im Herkunftsland anerkannt
ist (nach Art. 13 EGBGB: Einflihrungsgesetz zum
Burgerlichen Gesetzbuch). Es kann Ausnahmen
bei der Anerkennung von Ehen geben, wenn
eine rechtliche Norm im Ausland gegen den so-
genannten ,,ordre public* verst63t, d.h., wenn
die auslandische Eheschliefung mit wesentli-
chen Grundsatzen des deutschen Rechts offen-
sichtlich unvereinbarist, ist diese in Deutschland
nicht anzuerkennen bzw. unwirksam.

Die Beurteilung eines Verstofles gegen die we-
sentlichen Grundsatze des deutschen Rechts
(vgl. Art. 6 EGBGB) kann nur im Einzelfall und
unter Berlicksichtigung der Besonderheiten des
auslandischen Rechts erfolgen. So wurde ein
VerstoR z.B. angenommen, wenn es der Her-
kunftsstaat erlaubt, dass Kinder schon mit 14
Jahren heiraten kénnen.

3.3 Wie ist die Situation von verheirateten
minderjdhrigen Gefliichteten in
Deutschland?

Minderjahrige, von ihren Eltern nicht begleitete
Gefliichtete, werden in Deutschland regelmaRig
vom Jugendamt in Obhut genommen und be-
kommen einen Vormund bestellt.

Ist nun die minderjdhrige Person mit ihrer_m
Ehepartner_in hierher geflohen, ist zundchst zu
klaren, ob die Ehe in Deutschland als wirksam
anzusehen ist. Hier hat es durch das seit dem
18.07.2017 geltende ,,Gesetz zur Bekdampfung
von Kinderehen“ einschneidende Veranderun-
gen gegeben.

Nunmehr gilt, dass Ehen, bei denen eine_r der
Beteiligten unter 18 Jahre alt ist, in Deutschland
nicht mehr geschlossen werden kénnen, auch
nicht, wie bisher mit Zustimmung der Eltern
oder des Jugendamtes. Fiirim Ausland geschlos-
sene Ehen mit Minderjdhrigen gilt, dass Ehen, an
denen unter 16 Jahrige beteiligt sind, grundsatz-
lich nichtig sind und Ehen, an denen Minderjdh

13





3. Ehe- und Familienrecht

rige zwischen 16 und 18 Jahren beteiligt sind, auf
Antrag hin aufgehoben werden sollen.

Dies hat weitreichende rechtliche Konsequen-
zen, deren praktische Auswirkungen und An-
wendungen abzuwarten bleiben.

Schon der Titel ,,Gesetz zur Bekdmpfung von
Kinderehen“ verdeutlicht eine Haltung der Stig-
matisierung von Ehen in der Offentlichkeit. Der
Begriff ,,Kinderehe‘ suggeriert Zwangsverheira-
tung von Kindern, insbesondere von Mddchen
im Alter bis 14.

Tatsachlich haben Ehen mit und zwischen Min-
derjahrigen multiple Hintergriinde; hinter ihnen
stehen unterschiedliche Lebenswirklichkeiten.
Soist z.B. die Ehe zwischen einem 17-jahrigen Ju-
gendlichen mit einer 19-Jahrigen, die geheiratet
haben, um aus Syrien gemeinsam nach Deutsch-
land fliehen zu kénnen, mit ,,Kinderehe* unzu-
treffend gerahmt (Deutsches Institut fur Ju-
gendhilfe und Familienrecht eV (DIJuF) vom 22.
Februar 2017).

Probleme tauchen auf, wenn z.B. eine Minder-
jahrige und ihr Partner bereits ein Kind haben
oder ein gemeinsames Kind in Deutschland ge-
boren wird. Dann muss nun zundchst die Vater-
schaft anerkannt oder festgestellt werden. Hier-
fiir bendtigt die Minderjahrige die Zustimmung
ihres gesetzlichen Vertreters (§ 1596 Abs. 2 S. 2
Halbs. 2 BGB). Ein Vormund (gesetzliche Vertre-
tung) wird nach den bisherigen Erfahrungen al-
lerdings oft erst mit erheblichem zeitlichem Ab-
stand, nicht selten erst nach Monaten, bestellt.

Das Kind der minderjdhrigen Mutter ist in dieser
Zeit nur eingeschrankt gesetzlich vertreten (§
1673 BGB). Unterhaltsanspriiche kénnen zwar
rickwirkend geltend gemacht werden, fehlen
aber unter Umstanden lber Monate zum Be-
streiten des tdglichen Lebensbedarfs.

Auch ein Umgangsrecht ist ohne rechtliche Va-
terschaft nicht durchsetzbar. Ahnliches gilt in
Bezug auf die elterliche Sorge fiir gemeinsame
Kinder: Eine Mitsorgeberechtigung des Part-
ners der minderjdhrigen Mutter kann nur iber
die Abgabe (bereinstimmender Sorgeerklarun-
gen erreicht werden. Auch hierfir ist die Zustim-
mung des gesetzlichen Vertreters der Mutter er-
forderlich (§ 1626¢ Abs. 2 S. 1 BGB), sodass auch
im Bereich der elterlichen Sorge mit Verzége
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rungen und unklaren rechtlichen Zustanden zu
rechnenist. Fraglich ist auBerdem, ob und wann
die Eltern eine entsprechende Beratung/Infor-
mation erhalten, um z.B. die Vaterschaftsaner-
kennung und die Abgabe (ibereinstimmender
Sorgeerkldrungen nachzuholen.

3.4 Was passiert im Falle einer Trennung,
wenn der Aufenthaltsstatus von (Ehe-)
Partner_innen abhangig ist?

Im Falle einer Trennung muss zundchst im Ein-
zelfall genau geklart werden, welchen Aufent-
haltsstatus die Eheleute haben, ob sich beide
oder eine_r von beiden noch im Asylverfahren
befinden oder ob bereits ein Schutzstatus zuge-
sprochen wurde.

Weiter ist zu priifen, ob der Aufenthalt — in un-
seren Fallen meist der der Frau — vom Zusam-
menleben bzw. der Ehe mit ihrem Ehepartner
abhangt. Es gibt verschiedene Konstellationen:

e Zundchst kann die Frau Familienfliichtlings-
schutz als Ehefrau erhalten, d.h. sie ist auf-
grund der familidaren Einheit als Fliichtling
anerkannt. Dann ist zu prifen, ob sie ,,nur‘
ihrem Ehemann gefolgt und keine eigenen
Fluchtgriinde bzw. keine eigenen, indivi-
duellen Verfolgungsgriinde hat. Wenn sie
aufgrund der Verfolgung ihres Ehepartners
Familienfliichtlingsschutz erhalten hat,
kann sich eine Trennung erheblich auf ihren
eigenen Aufenthalt auswirken.

* Gleiches gilt, wenn eine Frau Gber den Fa-
miliennachzug zu ihrem als Fliichtling aner-
kannten Ehepartner nachgezogen ist und
eine Aufenthaltserlaubnis aus familidaren
Grinden hat. Dann kann sich eine Trennung
erheblich auf ihren eigenen Aufenthalt aus-
wirken. Im schlimmsten Fall kann sie ihren
Aufenthalt verlieren.

Es ist demnach im Falle einer Trennung zu pri-
fen, ob die Frau doch eigene Verfolgungsgriin-
de hat, die sie moglicherweise nicht geltend
gemacht hat oder ob die Trennung mdglicher-
weise einen neuen Grund fir ein Abschiebehin-
dernis darstellt (siehe oben 2.2).

Oftmals kann die Trennung als solche oder der
im Herkunftsstaat vorgesehene Verbleib der
Kinder beim Vater ein neuer Grund fir z.B. ein
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Abschiebehindernis sein. Diese Frage sollte im
Einzelfall in einer sachkundigen Rechtsberatung
geklart werden.

Noch einmal anders ist die Situation, wenn ge-
meinsame Kinder da sind, die (iber den aner-
kannten Vater Fliichtlingsschutz haben. Dann
kann auch die getrennte Frau ihren Aufenthalt
Uber die Austibung der Sorge ihren Aufenthalt
sichern.

4. MEDIZINISCHE VERSORGUNG UND SOZIALLEISTUNGEN

Welche medizinischen, psychologischen, the-
rapeutischen und sozialen Leistungen werden
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz ge-
wahrt?

Hier finden Sie verschiedene Ubersichten zur
medizinischen Versorgung und Sozialleistungen
flr gefliichtete Menschen.

Gesundheitliche Versorgung fiir
Gefliichtete

e http://gesundheit-gefluechtete.info/

¢ Regelungen in einzelnen Bundeslandern:
http://gesundheit-gefluechtete.info/rege-
lung-in-den-bundeslaendern/

* nach 15 Monaten: Analogleistungen (ge-
maR Leistungen nach SGB Xl und SGB V)
mit elektronischer Gesundheitskarte

e Leistungen nach Asylbewerberleistungsge-
setz enden mit Ablauf des Monats der Ent-
scheidung Uber Asylantrag

Medizinische Versorgung von Personen
ohne legalen Aufenthaltsstatus

e Bundesarbeitsgruppe
Gesundheit/lllegalitat:
https://medibuero.de/wp-content/uploads/
sites/10/2017/05/BAG_Gesundheit lllega-
litaet Arbeitspapier Gesundheitsversor-
gung fu r Menschen ohne Papiere Ap-
ril_2017_Web.pdf

e Medi-Biros bundesweit:
http://medibueros.m-bient.com/standorte.
html

* ,Aufenthaltsrechtliche lllegalitdt — Bera-
tungshandbuch“ 2013:
https://www.nds-fluerat.org/wp-content/
uploads/2010/12/DRK-CARITAS-Handbuch-|I-
legalit%2C3%A4t-2010-1.pdf

Psychotherapeutische Leistungen

e Leitfaden zur Beantragung einer Psycho-
therapie:
http://www.baff-zentren.org/wp-content/
uploads/2017/03/BAfF_Arbeitshilfe_Thera-
piebeantragung.pdf

¢ Kosteniibernahmen von Therapien fiir un-
begleitete Minderjahrige
http://www.baff-zentren.org/wp-content/
uploads/2017/02/BumF_BAfF-Arbeitshil-
fe-Therapie-Jugend.pdf

e bei Leistungen nach Asylbewerberleis-
tungsgesetz ist keine Kassenzulassung von
Therapeut_innen erforderlich

¢ es werden Fahrt- und Dolmetscherkosten
Ubernommen bei psychotherapeutischen
Behandlungen

Soziale Rechte von Gefliichteten

e http://www.der-paritaetische.de/fileadmin/
user_upload/Publikationen/doc/sozialleis-
tungen-fluechtlinge-2016_web 18.01.2017.

pdf
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5. FINANZIERUNG VON BERATUNG UND SCHUTZ

FUR GEFLUCHTETE FRAUEN

5.1 Wer zahlt in welchen Fallen juristische
Beratung und Prozesskostenhilfe?

Die Kosten fir juristische Beratung miissen Ge-
flichtete — und damit auch von geschlechtsspe-
zifischer Gewalt betroffene gefliichtete Frauen
- selbst bezahlen, solange die Verfahren noch
beim Bundesamt fir Migration und Fliichtlinge
(BAMF) oder der Auslanderbehdrde bearbeitet
werden.

Hier kann zwar, wie in familienrechtlichen oder
strafrechtlichen Verfahren auch, fiir das auller-
gerichtliche Verfahren Beratungshilfe beantragt
werden. Jedoch ist die sehr aufwendige an-
waltliche Vertretung im Asylverfahren fiir eine
einmalige Beratungshilfe in Hohe von ca. 100 €
nicht angemessen leistbar.

Immer wieder bezuschussen auch Fliichtlings-
unterstitzungsorganisationen, wie zum Bei-
spiel Pro Asyl, die Deutsche Aids Hilfe, Reporter
ohne Grenzen u.a., die Vertretung von Gefliich-
teten. Auch kann bei Frauenorganisationen an-
gefragt werden, ob sie im Einzelfall die Kosten
der anwaltlichen Vertretung bezuschussen.

Wer libernimmt die Kosten, wenn gegen
einen abgelehnten Asylantrag geklagt
wird?

Wenn der Asylantrag vom Bundesamt fir
Migration und Fliichtlinge ganz oder teilweise
abgelehnt wird und dagegen Klage beim Ver-
waltungsgericht erhoben wird, kann fiir das
Klageverfahren Prozesskostenhilfe beantragt
werden. Ob Prozesskostenhilfe bewilligt wird,
hangt zum einen von der Beddrftigkeit der Per-
sonab. Es muss also nachgewiesenwerden, dass
sie selber nicht lber die erforderlichen finanziel-
len Mittel verfligt. Zum anderen muss aber der
Ausgang des Verfahrens zumindest offen sein.
Der Staat zahlt keine_r Rechtsanwalt_in fiir das
Fiihren von vorneherein aussichtslosen Gericht-
sprozessen.

Deshalb priift das Verwaltungsgericht im Pro-
zesskostenhilfeverfahren vorab, ob die Klage
Erfolg haben kann. Hier ist die Entscheidungs
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praxis, ob Prozesskostenhilfe bewilligt wird, so
unterschiedlich wie die Entscheidungspraxis in
den Verfahren selbst unter den Gerichten un-
terschiedlich ist. Es kann also keinesfalls grund-
satzlich gesagt werden, dass im Klageverfahren
immer Prozesskostenhilfe bewilligt wird.

Da die Entscheidung, ob Prozesskostenhilfe
bewilligt wird, oftmals erst sehr spdt in dem ge-
richtlichen Verfahren féllt, verlangen Rechtsan-
wadlt_innen in aller Regel einen Vorschuss und
regelmalige monatliche Ratenzahlungen auf
die Gebiihren, die dann, im Falle, dass die Pro-
zesskostenhilfe bewilligt wird, an die Mandantin
erstattet werden kénnen.

Im verwaltungsgerichtlichen Asylverfahren be-
steht kein Anwaltszwang. Das bedeutet, die be-
troffene Person muss nicht anwaltlich vertreten
sein. Deshalb kann zum Beispiel eine Klage, die
immer innerhalb einer Frist eingereicht werden
muss, von der gefliichteten Person selbst di-
rekt personlich bei der Rechtsantragstelle des
zustandigen Gerichts eingereicht werden. Dort
sitzen Gerichtsangestellte, die den Antragstel-
lenden helfen. Auch kann eine gute Klagebe-
griindung von einem ,pfiffigen‘ Kreis von Unter-
stlitzenden vorbereitet werden, so dass oftmals
Rechtsanwalt_innen auch erst zu einem spdte-
ren Zeitpunkt eingeschaltet werden kénnen.

5.2 Ist es méglich fiir gefliichtete
Frauen wihrend des Asylverfahrens
oder nach einer Ablehnung einen
Beratungshilfeschein zu erhalten?

Ja, grundsatzlich kann eine von Gewalt betrof-
fene Frau wahrend des Asylverfahrens einen Be-
ratungshilfeschein erhalten. Es wird sich jedoch
schwer eine_n Rechtsanwdlt_in finden, welche
die sehr umfangreiche gesamte Vertretung in
einem Asylverfahren fiir die Gebiihren in Hohe
von 100 €, die sie mit einem Beratungshilfe-
schein abrechnen kann, (ibernehmen kann (sie-
he oben 5.1).

Nach Abschluss des Verfahrens kann sich mit
einem Beratungshilfeschein nur noch Uber
die Aussichten einer mdglichen Klage beraten
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werden lassen. Sobald das gerichtliche Verfah-
ren eingeleitet ist, gibt es keine Beratungshilfe
mehr, sondern ab dann setzt die Prozesskosten-
hilfe ein (siehe oben 5.1).

5.3 Wie wird der Frauenhausaufenthalt fiir
gefliichtete Frauen finanziert?

Ubersicht tiber Finanzierungsmaéglichkeiten von
Frauenhausaufenthalten: Tabelle im Anhang.

5.4 Welche Méglichkeiten der
Finanzierung von Dolmetscher_innen gibt
es?

Uber Fonds bzw. Férderprogramme des Bun-
deslandes oder der Kommune sowie (ber die
Landesanteile der Finanzierung von Frauenhdu-
sern und Fachberatungsstellen bestehen Mé6g-
lichkeiten der Finanzierung von Dolmetscher_
innen durch O6ffentliche Fordermittel. Diese
Regelungen stehen aber nicht in allen Bundes-
ldndern und fir alle Frauenhduser und Fachbe-
ratungsstellen zur Verfiigung.

Die Qualitt der Ubersetzungen, die Zuganglich-
keit zu den Mitteln oder zum Abrechnungsver-
fahren kénnen regional und im Einzelfall sehr
verschieden sein.

Fir eine Erstberatung mit einer gewaltbetrof-
fenen Frau oder zur Ermittlung ihrer Sprache
kann das Bundesweite Hilfetelefon ,,Gewalt
gegen Frauen hinzugezogen werden (siehe
Informationsblatt des Hilfetelefons ,,Gewalt
gegen Frauen: Mehrsprachige Beratung nach
Anruf durch eine Unterstiitzungseinrichtung:
https://www.hilfetelefon.de/fileadmin/content/
Materialien/Infoblaetter/Hilfetelefon_Gewalt
gegen Frauen Infoblatt Unterstuetzungsein-
richtungen barrierefrei617.pdf )

Die folgende Auflistung macht keine Aussagen
zur Qualitét der Ubersetzungen, zur Zugénglich-
keit der Mittel oder zum Abrechnungsverfah-
ren.

Kostenpflichtige Dolmetsch-

dienste:

Uberregionale

e ,LingaTel“, Telefon-Dolmetsch-Dienst:
www.telefondolmetschen-sofort.com

¢ ,Videodolmetschen“,Video- und Tele-
fon-Dolmetsch-Dienst:
www.videodolmetschen.com

Weitere Informationen

Bisher gibt es keine bundeseinheitliche Rege-
lung zur Finanzierung von Dolmetschleistun-
gen. Dies flhrt in der Praxis zu einem eklatanten
Mangel an professionellen Ubersetzungen.

Dadurch kommt es im Praxisalltag haufig vor,
dass Kinder oder nicht-professionelle Unterstiit-
zungspersonen im sozialen Umfeld libersetzen.

Problematisch ist ebenfalls, dass an vielen Stel-
len kein professionelles Dolmetschen, sondern
lediglich Sprachmittlungen durch &ffentliche
Fordermittel finanziert werden. Die fiir das
sensible Thema Gewalt dringend notwendigen
Standards beziiglich Fachlichkeit und professio-
neller Distanz kénnen dadurch nicht gewabhrleis-
tet werden.

Dartiber hinaus werden haufig schlechter be-
zahlte Mitarbeiter_innen mit entsprechenden
Sprachkenntnissen zum Teil gesondert dafir
eingestellt (etwa auf 400 € Basis) oder tber ihre
eigentliche Aufgabe bzw. Rolle hinausgehend
fiir Ubersetzungen eingesetzt. In Unterkiinften
fir gefliichtete Menschen sind dies vielerorts
Mitarbeiter_innen des Wachdienstes, was zur
Rollendiffusion fiihrt und gegen die gebotene
Neutralitdt der Gibersetzenden Person verstof3t.

Zudem stehen Ubersetzungsdienste oftmals
nur fir die grofRten Sprachgruppen (z.B. Ara-
bisch oder Russisch) zur Verfiigung, wahrend
Ubersetzungen in andere Sprachen schwer zu
erhalten sind.

Fachberatungsstellen und Frauenhduser for-
dern seit Langem von Bund, Landern und Kom-
munen, dassin allen Bundesldndern ausreichend
finanzielle Mittel fiir Dolmetschleistungen zur
Verfligung gestellt werden missen.
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6.GEWALTSCHUTZMASSNAHMEN FUR GEFLUCHTETE FRAUEN,

DIE IN UNTERKUNFTEN LEBEN

6.1 Welche Schwierigkeiten kénnen fiir
gewaltbetroffene Frauen bei Verletzung
der Residenzpflicht entstehen?

Die Residenzpflicht (siehe oben 1.6) schrankt in
den ersten Wochen nach der Asylantragstellung
bzw. bei Personen aus sogenannten sicheren
Herkunftsstaaten ggf. auch fiir die Dauer des
gesamten Asylverfahrens die Bewegungsfrei-
heit in Deutschland ein. Das bedeutet, dass ge-
waltbetroffene Frauen, die vor den Tatern flie-
hen und sich an einen Ort begeben, an den sie
sich wegen der bestehenden Residenzpflicht
nicht begeben dirfen, vorab eine Erlaubnis ein-
holen missen (je nach Stand des Verfahrens
beim BAMF oder der Auslanderbehdrde, per An-
trag und am besten schriftlich) oder ansonsten
gegen diese Verpflichtung verstoflen und damit
eine Ordnungswidrigkeit begehen. Bei gewalt-
betroffenen Frauen gilt eine solche Ordnungs-
widrigkeit, die durch die Flucht vorm Tater ent-
steht, als gerechtfertigt und hat keinen direkten
negativen Einfluss auf das Asylverfahren.

Da es oftmals um akute Gefahrsituationen geht,
kannin der Regel die nachtragliche Zustimmung
eingeholt bzw. das Verhalten der Frau als ent-
schuldigt angesehen werden.

6.2 Gibt es fiir gefliichtete Frauen die
Méglichkeit, im Falle von Gewalt, friiher
in eine eigene Wohnung umzuziehen oder
die Wohnsitzzuweisung aufzuheben?

Zu Beginn des Asylverfahrens besteht fiir die
Dauer von bis zu sechs Wochen, langstens bis
zu sechs Monaten die Verpflichtung in einer
Erstaufnahmeeinrichtung zu wohnen.

Diese Verpflichtung endet vor dem Ablauf von
6 Monaten, im Falle einer vorherigen positiven
Entscheidung Gber den Asylantrag, wenn die
Person durch EheschlieRung oder Begriindung
einer Lebenspartnerschaft einen Rechtsan-
spruch auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis
hat oder wenn sie in eine Gemeinschaftsunter-
kunft zugewiesen wird.

Ob es eine Zuweisung in eine Gemeinschaftsun-
terkunft gibt oder das Recht besteht, sich eine
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eigene Wohnung zu suchen, ist von Bundesland
zu Bundesland unterschiedlich geregelt.

Auch die Verpflichtung in einer Erstaufnahme-
einrichtung zu wohnen, kann im Falle besonde-
rer Hartegriinde frither aufgehoben werden, so
dass die betroffene Frau schon eher in eine Ge-
meinschaftsunterkunft bzw. eine Wohnung um-
ziehen kann und im Zusammenhang damit eine
bestehende Wohnsitzauflage aufgehoben wird.

6.3 Wie funktionieren
Umverteilungsantrage? Gibt es die
Méglichkeit, eine Umverteilung wegen
Gefdhrdung zu beschleunigen? Gibt es die
Méglichkeit zu beeinflussen, wohin die
betroffene Frau umverteilt wird?

Mit einem Zuweisungsantrag (im direkten An-
schluss an die Verpflichtung in einer Erstauf-
nahmeeinrichtung zu wohnen) oder einem Um-
verteilungsantrag (nachtrégliche Anderung der
Zuweisung innerhalb oder auferhalb des Bun-
deslandes) wird beantragt, der Frau den Umzug
an einen bestimmten Ort zu gestatten. Hierbei
sind die Haushaltsgemeinschaft von Familienan-
gehdorigen oder ,,sonstige humanitdre Griinden
von vergleichbarem Gewicht zu bericksichti-
gen.

Es ist jederzeit mdglich, dass die betroffene
Person selbst, ggf. mit Hilfe von Unterstiitzen-
den auf eine beschleunigte Bearbeitung eines
Umverteilungsantrages drangt — im Falle von
Gewaltbetroffenheit ist das auch gut zu be-
griinden. Eine grundsatzliche gesetzliche oder
verwaltungsinterne Vorgabe, dass bestimmte
Antrdge beschleunigt zu bearbeiten sind, gibt
es nicht. Grundsatzlich kann bei Untatigkeit ei-
ner Behdrde friihestens nach drei Monaten so-
genannte Untatigkeitsklage beim Verwaltungs-
gericht erhoben werden. In sozialgerichtlichen
Streitigkeiten muss allerdings im Antragsverfah-
ren schon eine Untatigkeit von sechs Monaten,
im Widerspruchsverfahren von drei Monaten
vorliegen, bevor geklagt werden kann.

Aus dem Wortlaut dem Gesetz/der Vorschrift
folgt, dass die landesinterne Verteilung Vorrang
vor der landeriibergreifenden Verteilung ge
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niel3t und insbesondere bei Umverteilungsan-
trdgen aus humanitdren Griinden zu beachten
ist. Fur die Bearbeitung der Antrage ist die fir
den Zuzugsort zustdndige Auslanderbehdrde
jeweils zustandig (sogenannten ,,Zuzugsbehor-
de“).

Inwieweit dem Umzug in genau den Wunschort
entsprochen wird und entsprochen werden
kann, hangt also davon ab, ob solche humani-
taren Griinde vorliegen und vorgetragen wer-
den fir genau diesen Ort. Hierfiir ist es zum
Beispiel wichtig vorzutragen, dass die Frau an
dem Wunschort die notwendige Unterstitzung
erhilt, dort Verwandtschaft lebt, die sie unter-
stiitzt oder dort ein Platz im Frauenhaus frei
ist. Die Anforderungen an die Begriindung von
Umverteilungsantragen sind in der Regel recht
hoch, im Falle von gewaltbetroffenen Frauen je-
doch unter den oben genannten Gesichtspunk-
ten gut zu begriinden.

Der allgemein formulierte Wunsch, an einem
bestimmten Ort wohnen zu wollen, reicht in der
Regel nicht aus.

6.4 Gibt es die Moglichkeit der
Wegweisung von Tatern aus
Gemeinschaftsunterkiinften und eigenen
Wohnungen trotz Residenzpflicht und
Wohnsitzauflagen?

Selbstverstandlich gibt es auch beigewaltbetrof-
fenen Frauen im Asylverfahren die Méglichkeit
der Wegweisung von Tatern aus Gemeinschafts-
unterkiinften und aus eigenen Wohnungen. Die
Polizei kann die Tater aus der Fliichtlingsunter-
kunft verweisen und die Unterkiinfte kénnen
den Tatern Hausverbot erteilen.

Bei den anzuordnenden Anweisungen ist aber
eine moégliche Wohnsitzauflage oder Residenz-
pflicht der Tater zu beriicksichtigen. Besteht fiir
den Tater tatsdchlich noch eine Residenzpflicht,
so begeht er eine Ordnungswidrigkeit, wenn
er aufgrund einer Gewaltschutzanordnung aus
dem ihm zugewiesenen Gebiet verwiesen wird.
Auch kann er bei einer bestehenden Wohnsit-
zauflage nicht ohne weiteres seinen Wohnsitz
aulerhalb des Gebietes nehmen. Bei einer An-
ordnung des Familiengerichts, die einen Tater
langerfristig aus einer Unterkunft verweist,
muss daher in der Anordnung ein Verweis auf

die aufenthaltsrechtliche Anderung der Wohn-
sitzauflage bzw. eine Zuweisung in eine neue
Unterkunft erfolgen.

6.5 Haben Gewaltschutzanordnungen
Auswirkungen auf das Asylverfahren? Und
wenn ja, welche?

Grundsatzlich ist es erst einmal so, dass Gewalt-
schutzanordnungen keinen direkten Einfluss auf
das Asylverfahren haben. In dem Asylverfahren
geht es in erster Linie um die Beurteilung der Si-
tuation im Herkunftsland.

Wie bereits oben mit der Frage 3.4 ausgefiihrt,
kann aber die Gewalttatigkeit des Ehepartners
das Asylverfahren einer gewaltbetroffenen Frau
dahingehend beeinflussen, dass darin mogli-
cherweise ein hinzukommendes Abschiebehin-
dernis fir die Frau begriindet liegt. Bewertet
wird dann, ob die Gewalttdtigkeit des Partners
oder der Umstand, dass diesem z.B. die ge-
meinsamen Kinder (voriibergehend) entzogen
wurden oder werden, eine Verfolgung bei einer
unterstellten Rickkehr ins Herkunftsland be-
deuten kann. Beispielsweise wenn im Falle der
Trennung die Kinder nach dem Recht des Her-
kunftsstaates zur Familie des Mannes gehéren
und die Frau, die mit den Kindern vor dem Mann
gefliichtet ist, durch die Familie des Mannes be-
droht wird.

Dies ist aber nur fiir den konkreten Einzelfall zu
beantworten und kann nicht pauschalisiert wer-
den.

Nicht nur bei einer langerfristigen Trennung,
sondern gerade auch im Falle einer Gewaltschut-
zanordnung, sollte unbedingt daran gedacht
werden, dass die Asylverfahren der Eheleute ge-
trennt werden (kénnen). Hierzu ist es sehr wich-
tig, vorher anwaltlichen Rat einzuholen.

6.6 Welche Gewaltschutzkonzepte

zu geschlechtsspezifischer Gewalt in
Unterkiinften fiir gefliichtete Menschen
existieren bereits?

Eine Ubersicht zu Gewaltschutzkonzep-
ten finden sich auf folgender Webseite:
http://www.gewaltschutz-gu.de/weitere mate-
rialien/gewaltschutzkonzepte berichte und
andere_veroeffentlichungen/
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6.7 Gibt es Beschwerdeméglichkeiten in
Unterkiinften?

Bisher gibt es keine bundeseinheitlichen Be-
schwerde-Strukturen fiir gefliichtete Menschen
und deren Unterstiitzer_innen®. Beschwerden
werden derzeit von verschiedenen Personen-
gruppen an unterschiedliche Stellen innerhalb
und auBerhalb von Unterkiinften gerichtet.

Beschwerden innerhalb der Unterkunft sollten
an alle dort mitwirkenden Personen gerichtet
werden kénnen (Leitung, Personal, Bewohner
innen-Vertretungen, externe Fachstellen bzw.
Kooperationspartner_innen sowie Ehrenamtli-
che, die in der Unterkunft tatig sind).

Welche libergeordneten Stellen kénnen in
Anspruch genommen werden?

Sofern es keine formal eingerichteten Beschwer-
de-Strukturen gibt, kommen u.a. folgende liber-
geordnete Stellen als mégliche Adressat_innen
von Beschwerden in Frage:

a) Akteur_innen, die politisch Einfluss nehmen
kénnen:

* Regionale und Uberregionale Gefliichteten-
selbstorganisationen und Migrant_innen-
selbstorganisationen

e Politische Interessensvertretungen (z.B.
Flichtlingsrat, Pro Asyl, Antidiskriminie-
rungsbiiros)

e Ombudspersonen fiir gefliichtete Men-
schen (z.B. in KIn, Berlin oder Hamburg,
Baden-Wirttemberg)

* Migrationsfachdienste

4 Eine Ausnahme stellt das Bundesland Nordrhein-Westfalen dar,
das in jeder Landesunterkunft eine Beschwerdestelle finanziert.
Dartiber hinaus gibt es in NRW eine uiberregionale Koordinierungs-
stelle, mobile Controllingsteams sowie einen Runden Tisch, der
beim Innenministerium des Landes NRW angesiedelt ist.
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* International women’s space berlin (IWS) ist
eine feministische politische Gruppe von
Frauen mit Migrations- und Fluchterfah-
rung. Neben vielfaltigen anderen Aktivita-
ten sammeln sie Beschwerden, die Unter-
kiinfte fir gefliichtete Menschen betreffen.
Beschwerden kénnen Sie aus ganz Deutsch-
land an folgende E-Mailadresse senden:
iwspace@iwspace.de

b) Akteur_innen mit Verantwortung und Ent-
scheidungskompetenz

« Offentliche Verwaltungsorgane (z.B. BAMF,
Landesamter, Landkreise, Blrgeramter)

In den ,,Mindeststandards zum Schutz von
geflichteten Menschen in Flichtlingsunter-
kiinften* der Bundesinitiative des BMFSFJ und
Unicef werden sowohl interne als auch externe
Beschwerdestellen gefordert.

Weiterfiihrende Links:

* Mindeststandards zum Schutz von gefliich-
teten Menschen in Fliichtlingsunterkiinften
(Seite 16-17):
https://www.unicef.de/informieren/materi-
alien/mindeststandards-zum-schutz-von-ge-
fluechteten-menschen/144156

* Frauenhauskoordinierung-Projekt zum
Thema Gewaltschutz und Beschwerde-Ma-
nagement:
http://www.frauenhauskoordinierung.de/
gewalt-an-frauen/gewaltschutz-und-flucht.
html
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7. AUFNAHME VON GEFLUCHTETEN FRAUEN INS FRAUENHAUS

7-1 Welche Auswirkungen haben die
Wohnsitzauflage bzw. Residenzpflicht
fiir gewaltbetroffene Frauen bei der
Aufnahme ins Frauenhaus oder dem
Wechsel einer Unterkunft?

Hat sich die Frau aufgrund einer akuten Gewalt-
situation bereits in ein Frauenhaus begeben, ist
folgendes zu beachten: Bei bestehender Wohn-
sitzverpflichtung fiir einen anderen Ort oder
Landkreis muss bei der Zuzugsbehdrde die Um-
verteilung in den Ort, an dem sich das Frauen-
haus befindet, beantragt werden (siehe 5.3 und
7.3 bzw. Anhang).

Moglicherweise besteht noch eine Residenz-
pflicht (siehe 1.6) und die betroffene Frau ver-
stoRt mit ihrem Wechsel ins Frauenhaus gegen
dieselbe, was eine Ordnungswidrigkeit darstellt.
Bei gewaltbetroffenen Frauen gilt eine solche
Ordnungswidrigkeit, die durch die Flucht vorm
Tater entsteht, aber als gerechtfertigt und hat
keinen direkten negativen Einfluss auf das Asyl-
verfahren.

7.2 Welche Schwierigkeiten kénnen fiir
gewaltbetroffene Frauen bei Verletzung
der Residenzpflicht entstehen?

Die Verletzung der Residenzpflicht bedeutet
eine Ordnungswidrigkeit (§86 AsylG), mehrfa-
che VerstoRe stellen schon eine Straftat dar (§85
Nr. 2 AsylG). Bei gewaltbetroffenen Frauen gilt
eine solche Ordnungswidrigkeit, die durch die
Flucht vorm Tater entsteht, aber als gerechtfer-
tigt und hat keinen direkten negativen Einfluss
auf das Asylverfahren.

7.3 Wie funktionieren
Umverteilungsantrage? Gibt es die
Méglichkeit Umverteilung wegen
Gefdhrdung zu beschleunigen? Gibt es die
Méglichkeit, zu beeinflussen, wohin die
betroffene Frau umverteilt wird?

Mit einem Zuweisungsantrag (im direkten An-
schluss an die Verpflichtung in einer Erstauf-
nahmeeinrichtung zu wohnen) oder einem Um-
verteilungsantrag (nachtrégliche Anderung der
Zuweisung innerhalb oder auferhalb des Bun-
deslandes) wird beantragt, der Frau den Umzug

an einen bestimmten Ort zu gestatten. Hierbei
sind die Haushaltsgemeinschaft von Familienan-
gehorigen oder ,,sonstige humanitdre Griinden
von vergleichbarem Gewicht* zu bericksichti-
gen.

Es ist jederzeit mdglich, dass die betroffene
Person selber, ggf. mit Hilfe von Unterstiitzen-
den auf eine beschleunigte Bearbeitung eines
Umverteilungsantrages drangt, und im Falle
von Gewaltbetroffenheit ist das auch gut zu be-
grinden. Eine grundsatzliche gesetzliche oder
verwaltungsinterne Vorgabe, dass bestimmte
Antrdge beschleunigt zu bearbeiten sind, gibt
es nicht. Grundsatzlich kann bei Untatigkeit ei-
ner Behdrde friithestens nach drei Monaten so-
genannte Untdtigkeitsklage beim Verwaltungs-
gericht erhoben werden. In sozialgerichtlichen
Streitigkeiten muss allerdings im Antragsverfah-
ren schon eine Untatigkeit von sechs Monaten,
im Widerspruchsverfahren von drei Monaten
vorliegen, bevor geklagt werden kann.

Aus dem Wortlaut dem Gesetz/der Vorschrift
folgt, dass die landesinterne Verteilung Vorrang
vor der landeriibergreifenden Verteilung ge-
nieft und insbesondere bei Umverteilungsan-
trdgen aus humanitdren Griinden zu beachten
ist. Fir die Bearbeitung der Antrage ist die fir
den Zuzugsort zustdndige Auslanderbehdérde
jeweils zustdndig (sogenannte ,,Zuzugsbehor-
de“).

Inwieweit dem Umzug in genau den Wunschort
entsprochen wird und entsprochen werden
kann, hangt also davon ab, ob solche humani-
taren Griinde vorliegen und vorgetragen wer-
den fir genau diesen Ort. Hierfiir ist es zum
Beispiel wichtig vorzutragen, dass die Frau an
dem Wunschort die notwendige Unterstiitzung
erhilt, dort Verwandtschaft lebt, die sie unter-
stiitzt oder dort ein Platz im Frauenhaus frei
ist. Die Anforderungen an die Begriindung von
Umverteilungsantragen sind in der Regel recht
hoch, im Falle von gewaltbetroffenen Frauen je-
doch unter den oben genannten Gesichtspunk-
ten gut zu begriinden.

Der allgemein formulierte Wunsch an einem be-
stimmten Ort wohnen zu wollen reicht in der
Regel nicht aus.
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8. Kénnen gefliichtete Frauen zu ihrem Schutz eine Namensanderung beantragen?

8. K'ONN!;N GEFLUCHTETE FRAUEN ZU IHREM SCHUTZ EINE
NAMENSANDERUNG BEANTRAGEN?

Fiir die Anderung des Familiennamens einer Per-
son ist das Recht des Staates malRgebend, dem
sie angehort (Heimatrecht). Deshalb dirfen
deutsche Behérden grundsétzlich nur Familien-
namen von Deutschen dndern. In dem einschla-
gigen Gesetz, dem Gesetz {iber die Anderung
von Familiennamen und Vornamen (NamAndG)
und der dazugehdrigen Verwaltungsvorschrift
werden Staatenlose, die in Deutschland leben
und anerkannte Fliichtlinge und Asylberechtig-
te gleichgestellt. Danach kénnen Vor- und/ oder
der Familienname dieser Personen geandert
werden, wenn ein wichtiger Grund die Ande-
rung rechtfertigt.

Eine Namensdnderung fiir Personen, die sich
noch im Asylverfahren befinden oder sich hier
nicht als anerkannte Asylberechtigte oder
Fliichtlinge, sondern aus anderen Griinden, auf-
halten, und die sich deshalb an die Behérden ih-
rer Heimatlander wenden kénnten, ist also nicht
moglich.

Die Namensdnderung ist eine Ausnahmere-
gelung, sie soll daher nur gerechtfertigt sein,
wenn das schutzwirdige Interesse der beantra-
genden Person an der Namensanderung grofer
ist als das 6ffentliche Interesse an der Beibehal
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tung des bisherigen Namens. Zum Beispiel sind
Diskriminierungen auf dem Arbeitsmarkt kein
ausreichender Grund, denn es sei nicht Aufga-
be des Namensrechts, einer gesellschaftlichen
Fehlentwicklung entgegenzusteuern. Fallbei-
spiele fiir wichtige Griinde finden sich in der
Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Gesetz
iber die Anderung von Familiennamen und Vor-
namen (NamAndvwV).

Eine wichtige Regelung ist auch die erleichter-
te Namensanderung aus Art 47 EGBGB (Einfih-
rungsgesetz zum Birgerlichen Gesetzbuch).
Danach kann eine Person, wenn sie z.B. nach
Flichtlingsanerkennung die deutsche Staatsan-
gehdorigkeit beantragt, im Anschluss an die Ein-
blrgerung ihren Familiennamen dndern, wenn
dieser die ausldndische Herkunft der namens-
tragenden Person in besonderem Mal3e erken-
nen lasst und die antragstellende Person im
Interesse der weiteren Eingliederung Wert auf
einen unauffdlligeren Familiennamen legt. Es
kann hierzu auch eine deutschsprachige Form
des bisherigen Vor- und Familiennamens oder,
wenn es eine solche Form nicht gibt, sogar ein
neuer Name angenommen werden.





9. Welche Auswirkungen hat das neue Sexualstrafrecht auf aufenthaltsrechtliche Regelungen?

9. WELCHE AUSWIRKUNGEN HAT DAS NEUE SEXUALSTRAFRECHT
AUF AUFENTHALTSRECHTLICHE REGELUNGEN?

Seit November 2016 ist nun das neue Sexual-
strafrecht in Deutschland in Kraft, mit dem das
lange geforderte ,Nein hei3t Nein‘ umgesetzt
wurde. Mit dem neuen Gesetz ist ein sexueller
Ubergriff schon dann strafbar, wenn er gegen
den erkennbaren Willen einer Person ausge-
fihrt wird. Mit dem neuen Sexualstrafrecht
wurden jedoch auch verscharfte Regelungen im
Aufenthaltsrecht beschlossen.

Dabei geht es sowohl um das Ausweisungsrecht
als auch um die Moglichkeit der Abschiebung.
Eine Ausweisung bedeutet, dass eine Person,
die einen Aufenthaltstitel in Deutschland hat,
diesen entzogen bekommen kann. Es bedeutet
nicht, dass diese Person auch zwingend abge-
schoben werden kann, denn haufig ist dies tat-
sachlich oder rechtlich nicht méglich. In diesem
Fall wird den Personen die Teilhabe in vielen ge-
sellschaftlichen Bereichen, wie etwa die Arbeits-
erlaubnis, die Teilnahme am Integrationskurs
etc. verweigert.

Im Aufenthaltsgesetz ist dafiir die Formulierung
des Ausweisungsinteresses relevant, das in be-
stimmten Fallen besonders schwer oder schwer
wiegen kann. (§ 54 AufenthaltsG). Bisher wog
gem. § 54 Abs. 1 AufenthaltsG das Ausweisungs-
interesse besonders schwer und wurde meist
bei Personen verhangt, die zu einer Freiheits-
strafe von mindestens 1 Jahr verurteilt wurden,
wenn sie bei der Tat Gewalt anwandten oder
qualifiziert gedroht hatten etc. Kiinftig wird das
Ausweisungsinteresse bei jeder Verurteilung
nach § 177 StGB schwer wiegen und demnach
eine Ausweisung oder Abschiebung erleichtern.
Neben den Ausweisungen sollen Abschiebun-
gen zukiinftig auch dann méglich sein, selbst
wenn den Personen in ihrem Herkunftsland
Gefahren drohen oder sie asylberechtigt sind.
Gem. § 60 Abs. AufenthG soll auch dann in die

sen Fallen abgeschoben werden kénnen, wenn
eine Person wegen einer Straftat nach § 177
StGB zu einer Freiheitsstrafe von mindestens 1
Jahr verurteilt wurde. Das heil3t Personen kén-
nen vom Fliichtlingsschutz ausgeschlossen wer-
den, sie erhalten keine Fliichtlingszuerkennung.
Es muss aber immer noch entweder durch Aus-
landerbehérde oder BAMF gepriift werden, ob
Abschiebehindernisse vorliegen. Droht der Per-
son im Herkunftsland z.B. die Todesstrafe oder
menschenrechtswidrige Haft 0.3. kann sie auch
weiterhin nicht abgeschoben werden.

Mit dieser Verscharfung erfolgt eine hdrtere Be-
strafung von Tatern ohne deutschen Pass, da
diese zusatzlich zu ihrer Verurteilung nach dem
StGB mit negativen Auswirkungen auf ihren Auf-
enthaltsstatus rechnen miissen. Zu befiirchten
sind zudem negative Auswirkungen auf die An-
zeigebereitschaft von Betroffenen, die einen ih-
nen bekannten Tater ohne deutschen Pass mog-
licherweise nicht anzeigen, wenn dadurch seine
Ausweisung droht.

AuBerdem neu eingefiihrt wurde das Delikt
der Straftaten aus einer Gruppe heraus (§184j
StGB). Demnach macht sich strafbar, ,,wer sich
an einer Personengruppe beteiligt, die eine
andere Person zur Begehung einer Straftat an
ihr bedrangt.” Dadurch kénnen Menschen fir
eine Handlung bestraft werden, die sie selbst
weder begangen noch vorhergesehen haben.
Diese Norm ist eine politische Reaktion auf die
Ubergriﬁe in der Silvesternacht 2015/16, in deren
medialer Aufbereitung der Eindruck erweckt
wurde, sexuelle Ubergriffe in Deutschland seien
hauptsdchlich ein Problem nicht-,biodeutscher’
Tater. Es ist zu beflirchten, dass die Definition
von Gruppenzugehdrigkeit sich kiinftig genau
nach diesem Kriterium richten.

23





10. Kirchenasyl

10. KIRCHENASYL

10.1 Was ist Kirchenasyl?

Kirchenasyl bedeutet die voriibergehende Auf-
nahme von gefliichteten Menschen durch reli-
gidse Gemeinden — zum Teil auch unabhangig
vom Glauben der Asylsuchenden. Ziele sind die
Abwendung einer Abschiebung in Gefahrensi-
tuationen (auch bei sogenannten Dublin I1I-Ab-
schiebungen) sowie die Wiederaufnahme oder
erneute Uberpriifung des Asylverfahrens bzw.
eine Hartefallpriifung durch die dafiir zustandi-
gen staatlichen Behorden.

10.2 Wie funktioniert Kirchenasyl?

Die Entscheidung, Kirchenasyl zu gewahren,
wird meistens von Gemeindeleitungen bzw.
-raten getroffen. Die Gemeinde kann Beratung
erhalten von Stellen fiir Flichtlings-, Migra-
tionsbeauftragte oder Fliichtlingspfarramter,
die viele Landeskirchen und Bistiimer einge-
richtet haben. AuBerdem koénnen (kirchliche)
Beratungsstellen, Migrationsdienste sowie die
lokalen Arbeitskreise ,Asyl in der Kirche die Vor-
bereitung und Durchfiihrung eines Kirchenasyls
unterstitzen.

Die Auslanderbehérde bzw. die zustdndige Be-
horde wird Gber den Entschluss der Gemeinde,
Kirchenasyl zu gewdhren, von der Gemeinde in-
formiert.

Die asylgewdhrende Gemeinde stellt einen
Raum zum Wohnen, Kochen und mit sanitérer
Einrichtung zur Verfligung. Haufig gibt es einen
Unterstiitzer_innen-Kreis, der den Gemeinde-
vorstand und -mitarbeiter_innen sowie die ge-
flichteten Menschen im Alltag unterstiitzt (z.B.
Vernetzung mit Initiativen vor Ort und Gespra-
che mit Anwalt_innen und Behdrdenvertreter
innen).

Kirchenasyl wird in den meisten Fallen Uber
Spenden der Gemeinde finanziert. Die Dauer
kann von ein paar Wochen bis zu mehreren Mo-
naten variieren.
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10.3 Links und Verweise

1. Homepage: Okumenische Bundesarbeits-

gemeinschaft Asyl in der Kirche

Auf der Homepage befinden sich Termine,
News, Stellungnahmen, Adressen, Publika-
tionen sowie weiterfiihrende Informatio-
nen

Die 6kumenische Bundesarbeitsgemein-
schaft Asyl in der Kirche ist der ,,organisa-
torische Zusammenschluss der Kirchenasyl-
bewegung in Deutschland. Sie besteht aus
den Netzwerken aller Kirchengemeinden,
die bereit sind, Flichtlinge im »Kirchena-
syl« vor Abschiebung zu schiitzen, wenn
begriindete Zweifel an einer gefahrlosen
Rickkehr bestehen. Als BAG treten wir

flir die Flichtlinge und deren Unterstdit-
zerlnnen ein durch Offentlichkeits- und
Lobbyarbeit, Publikationen, Tagungen und
Beratung von Gemeinden.
http://www.kirchenasyl.de/

. Erfahrungsbericht: Kirchenasyl fiir eine

gewaltbetroffene Frau und ihre Kinder
»Kirchenasyl fiir eine gefliichtete Frau Be-
richt aus einem Frauenschutzhaus*, News-
letter Frauenhauskoordinierung ,,Schutz
vor Gewalt fiir gefliichtete Frauen* 12015,
Seite 9-10:
http://frauenhauskoordinierung.de/filead-
min/redakteure/pdfs/Newsletter/newslet-
ter FHK 2015-1 web.pdf

. Weitere Erfahrungsberichte zu Kirchenasyl

http://www.kirchenasyl.de/erfahrungsbe-

richte/
Aktuelle Zahlen Kirchenasyle bundesweit
http://www.kirchenasyl.de/aktuelles/




http://www.kirchenasyl.de

http://frauenhauskoordinierung.de/fileadmin/redakteure/pdfs/Newsletter/newsletter_FHK_2015-1_web.pdf

http://frauenhauskoordinierung.de/fileadmin/redakteure/pdfs/Newsletter/newsletter_FHK_2015-1_web.pdf

http://frauenhauskoordinierung.de/fileadmin/redakteure/pdfs/Newsletter/newsletter_FHK_2015-1_web.pdf

http://www.kirchenasyl.de/erfahrungsberichte/

http://www.kirchenasyl.de/erfahrungsberichte/

http://www.kirchenasyl.de/aktuelles/








ANHANG

Finanzierung des Frauenhausaufenthalts fiir gefliichtete Frauen verfasst von Prof. Dr. jur. Dorothee Frings

I. Asylsuchend

. Asylsuchend

Il. Asylsuchend

IV. Geduldet mit Zuwei-
sung nach § 15a Auf-
enthG (illegal eingereist)

V. Geduldet mit Auflage
der Auslanderbehorde

VI. Aufenthaltserlaubnis
fur Frauen mit
Schutzstatus

VII. Aufenthaltserlaubnis
fur Frauen mit
Schutzstatus

Aufnahmeein-
richtung (§ 47
AsylG)

Kommune

Kommune

Kommune

Kommune

Bundesland

Kommune

Regelaufenthalt bis zu 6 Mo-
naten, Verlangerung auf der
Grundlage von Landesrecht

bis 24 Monate, fir Frauen

aus ,sicheren Herkunftsstaa-

ten” unbefristet

bis zum 15. Monat des Auf-

enthalts (§ 3 AsylbLG)

ab dem 16. Monat (§ 2
AsylbLG, Leistungen nach
SGB XII analog)

in den ersten drei Jahren
nach Anerkennung

in den ersten drei Jahren
nach Anerkennung

Residenzpflicht

Wohnsitzauflage (bis
zum Ende des 3. Monats
Residenzpflicht, siehe I).

Wohnsitzauflage

Wohnsitzauflage fiir
eine Aufnahmeeinrich-
tung oder Kommune (§
15a Abs. 4 Satz 4 Auf-
enthG)

Wohnsitzauflage nach §
12 AufenthG.

Wohnsitzauflage nach
§ 12a Abs. 1 AufenthG
(bezogen auf ein Bun-
desland)

Wohnsitzauflage nach §
12a Abs. 2 oder 3 Auf-
enthG (gemeindescharf)

Das BAMF ist zustandig fiir die
Genehmigung des voriibergehen-
den Aufenthalts auRerhalb der
Aufnahmeeinrichtung (§ 57 Abs. 1
AsylG). Die zustandige Landesbe-
horde kann die Entlassung aus der
Aufnahmeeinrichtung verfiigen
und die Zuweisung zur Kommune,
in der das Frauenhaus liegt, verfu-
gen (§ 49 Abs. 2 AsylG).

Beide Antrdage kdnnen parallel
gestellt werden.

Flr die Umverteilung innerhalb
des Bundeslandes ist die jeweilige
Landesbehorde zustandig (§ 50
AsylG), fur die Verteilung in ein
anderes Bundesland die Landes-
stelle des aufnehmenden Bundes-
landes (§ 51 AsylG).

Umverteilung wie in Il.

Fiir die Umverteilung ist immer
die Landesbehorde der bisherigen
Zuweisung zustandig (§ 15a Abs. 4
u.5 AufenthG).

Es findet keine Umverteilung statt,
sondern es muss am Ort des Frau-
enhauses die Erteilung einer neu-
en Duldung beantragt werden.

Der Antrag auf Aufhebung der
Auflage aus Hartegriinden (§ 12a
Abs. 5 Nr. 2 AufenthG) muss nur
beim Wechsel des Bundeslandes
gestellt werden.

Zustandigkeit nach Landesrecht.

Der Antrag auf Aufhebung der
Wohnsitzauflage aus Hartegriin-
den (§ 12a Abs. 5 Nr. 2 AufenthG)
muss auch bei einem Wechsel
innerhalb des Bundeslandes ge-
stellt werden.

Solange die Zuweisung zur Auf-
nahmeeinrichtung besteht: Sozi-
alamt am Ort der Aufnahmeein-
richtung.

Als Notzustandigkeit im Falle
der Leistungsverweigerung oder
schleppenden Bearbeitung: Sozi-
alamt am Ort des Frauenhauses
(8 11a Abs. 2 AsylbLG). Nach
Zuweisung zur Kommune, in der
das Frauenhaus liegt: Sozialamt
am Ort des Frauenhauses

Bis zur Umverteilung: Sozialamt
am Ort der Zuweisung, sonstiges
wie bei I.

Zustandigkeit wie Il.

Sozialamt am Ort der Zuwei-
sung.

Sozialamt am Ort der bestehen-
den Wohnsitzauflage.

Jobcenter am Ort des Frauen-
hauses, da es nur eine Zuwei-
sung zum Bundesland, nicht zu
einem Ort gibt (so LSG NRW;
a.A. LSG Berlin-Brandenburg).

Jobcenter am Ort der Zuwei-
sung.

§ 10a Abs. 1 AsylbLG fir die Un-
terkunftskosten nach § 3 AsylbLG
aullerhalb des Bereichs ihrer Zustan-
digkeit und nach § 6 AsylbLG fiir die
sozialpadagogische Hilfen (muss be-
grindet werden).

Siehe I.

§ 10a Abs. 1 AsylbLG fir die Un-
terkunftskosten auf der Grundlage
des SGB Xl analog (§ 2 AsylbLG);
Leistungen der sozialpdadagogischen
Begleitung nur im Ausnahmefall
nach Ermessen (§ 23 Abs. 1 SGB XII).
Begriindung erforderlich.

§ 10a Abs. 1 AsylbLG. Im Ubrigen
siehe bei .
Ab dem 16. Monat siehe bei lll.

Siehe IV.

Leistungen nach SGB XII (u.a. §§ 67)
werden in einem anderen Bundes-
land nur erbracht, soweit sie den
Umstanden nach geboten sind (§ 23
Abs. 5 SGB XIl). Begriindung erfor-
derlich.

Die Ubernahme der Unterkunfts-
kosten ist ungeklart. Fiir die SGB XII
Leistungen siehe VI.
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